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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 561/2006 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 15. März 2006

zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der
Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der

Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 71,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3), im
Hinblick auf den vom Vermittlungsausschuss am 8. Dezember
2005 gebilligten Gemeinsamen Entwurf,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Durch die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates
vom 20. Dezember 1985 über die Harmonisierung
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr (4)
sollten die Wettbewerbsbedingungen zwischen Binnen-
verkehrsträgern, insbesondere im Straßenverkehrsge-
werbe, harmonisiert und die Arbeitsbedingungen und
die Sicherheit im Straßenverkehr verbessert werden. Die
in diesen Bereichen erzielten Fortschritte sollten gewahrt
und ausgebaut werden.

(2) Nach der Richtlinie 2002/15/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 11. März 2002 zur
Regelung der Arbeitszeit von Personen, die Fahrtätig-
keiten im Bereich des Straßentransports ausüben (5), sind
die Mitgliedstaaten verpflichtet, Maßnahmen zur
Beschränkung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit des
Fahrpersonals zu erlassen.

(3) Es hat sich als schwierig erwiesen, gewisse Bestimmun-
gen der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 über Lenk-
zeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten von
Fahrern im nationalen und grenzüberschreitenden Stra-
ßenverkehr innerhalb der Gemeinschaft in allen Mit-
gliedstaaten einheitlich auszulegen, anzuwenden,
durchzusetzen und zu überwachen, weil die Bestimmun-
gen zu allgemein gehalten sind.

(4) Eine wirksame und einheitliche Durchführung dieser
Bestimmungen ist wünschenswert, damit ihre Ziele
erreicht werden und ihre Anwendung nicht in Misskredit
gerät. Daher sind klarere und einfachere Vorschriften
nötig, die sowohl vom Straßenverkehrsgewerbe als auch
den Vollzugsbehörden leichter zu verstehen, auszulegen
und anzuwenden sind.
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(1) ABl. C 51 E vom 26.2.2002, S. 234.
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2003 (ABl. C 38 E vom 12.2.2004, S. 152), Gemeinsamer
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S. 425). Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments
vom 2. Februar 2006 und Beschluss des Rates vom 2. Februar
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(4) ABl. L 370 vom 31.12.1985, S. 1. Geändert durch die Richtlinie
2003/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl.
L 226 vom 10.9.2003, S. 4).

(5) ABl. L 80 vom 23.3.2002, S. 35.



(5) Durch die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah-
men in Bezug auf die Arbeitsbedingungen sollte das
Recht der Sozialpartner, im Zuge von Tarifverhandlungen
oder in anderer Weise günstigere Bedingungen für die
Arbeitnehmer festzulegen, nicht beeinträchtigt werden.

(6) Es ist wünschenswert, den Geltungsbereich dieser Ver-
ordnung klar zu bestimmen, indem die Hauptarten der von
ihr erfassten Fahrzeuge aufgeführt werden.

(7) Diese Verordnung sollte für Beförderungen im Straßen-
verkehr, die entweder ausschließlich innerhalb der Gemein-
schaft oder aber zwischen der Gemeinschaft, der Schweiz
und den Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum getätigt werden, gelten.

(8) Das Europäische Übereinkommen über die Arbeit des im
internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals
(im Folgenden „AETR“ genannt) vom 1. Juli 1970 in seiner
geänderten Fassung sollte weiterhin Anwendung finden auf
die Beförderung von Gütern und Personen im Straßen-
verkehr mit Fahrzeugen, die in einem Mitgliedstaat oder
einem Staat, der Vertragspartei des AETR ist, zugelassen
sind, und zwar für die gesamte Strecke von Fahrten
zwischen der Gemeinschaft und einem Drittstaat außer der
Schweiz und der Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder durch einen solchen
Staat hindurch. Es ist unabdingbar, dass das AETR so
schnell wie möglich, im Idealfall innerhalb von zwei Jahren
nach Inkrafttreten dieser Verordnung, geändert wird, um
dessen Bestimmungen an diese Verordnung anzupassen.

(9) Bei Beförderungen im Straßenverkehr mit Fahrzeugen, die
in einem Drittstaat zugelassen sind, der nicht Vertragspartei
des AETR ist, sollte das AETR für den Teil der Fahrstrecke
gelten, der innerhalb der Gemeinschaft oder innerhalb von
Staaten liegt, die Vertragsparteien des AETR sind.

(10) Da der Gegenstand des AETR in den Geltungsbereich dieser
Verordnung fällt, ist die Gemeinschaft für die Aushandlung
und den Abschluss dieses Übereinkommens zuständig.

(11) Erfordert eine Änderung der innergemeinschaftlichen
Regeln auf dem betreffenden Gebiet eine entsprechende
Änderung des AETR, so sollten die Mitgliedstaaten
gemeinsam handeln, um eine solche Änderung des AETR
nach dem darin vorgesehenen Verfahren so schnell wie
möglich zu erreichen.

(12) Das Verzeichnis der Ausnahmen sollte aktualisiert werden,
um den Entwicklungen im Kraftverkehrssektor im Laufe
der letzten neunzehn Jahre Rechnung zu tragen.

(13) Alle wesentlichen Begriffe sollten umfassend definiert
werden, um die Auslegung zu erleichtern und eine
einheitliche Anwendung dieser Verordnung zu gewährlei-
sten. Daneben muss eine einheitliche Auslegung und
Anwendung dieser Verordnung seitens der einzelstaatlichen
Kontrollbehörden angestrebt werden. Die Definition des
Begriffs „Woche“ in dieser Verordnung sollte Fahrer nicht
daran hindern, ihre Arbeitswoche an jedem beliebigen Tag
der Woche aufzunehmen.

(14) Um eine wirksame Durchsetzung zu gewährleisten, ist es
von wesentlicher Bedeutung, dass die zuständigen Behör-
den bei Straßenkontrollen nach einer Übergangszeit in der
Lage sein sollten, die ordnungsgemäße Einhaltung der
Lenk- und Ruhezeiten des laufenden Tages und der
vorausgehenden 28 Tage zu kontrollieren.

(15) Die grundlegenden Vorschriften über die Lenkzeiten
müssen klarer und einfacher werden, um eine wirksame
und einheitliche Durchsetzung mit Hilfe des digitalen
Fahrtenschreibers nach der Verordnung (EWG) Nr. 3821/
85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das Kontroll-
gerät im Straßenverkehr (1) und der vorliegenden Ver-
ordnung zu ermöglichen. Außerdem sollten sich die
Vollzugsbehörden der Mitgliedstaaten in einem Ständigen
Ausschuss um Einvernehmen über die Durchführung dieser
Verordnung bemühen.

(16) Nach den Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85
war es möglich, die täglichen Lenkzeiten und Fahrtunter-
brechungen so zu planen, dass Fahrer zu lange ohne eine
vollständige Fahrtunterbrechung fahren konnten, was zu
Beeinträchtigungen der Straßenverkehrssicherheit und
schlechteren Arbeitsbedingungen für die Fahrer geführt
hat. Es ist daher angebracht, sicherzustellen, dass aufgeteilte
Fahrtunterbrechungen so angeordnet werden, dass Miss-
brauch verhindert wird.

(17) Mit dieser Verordnung sollen die sozialen Bedingungen für
die von ihr erfassten Arbeitnehmer sowie die allgemeine
Straßenverkehrssicherheit verbessert werden. Dazu dienen
insbesondere die Bestimmungen über die maximale Lenk-
zeit pro Tag, pro Woche und pro Zeitraum von zwei
aufeinander folgenden Wochen, die Bestimmung über die
Verpflichtung der Fahrer, mindestens einmal in jedem
Zeitraum von zwei aufeinander folgenden Wochen eine
regelmäßige wöchentliche Ruhezeit zu nehmen, und die
Bestimmungen, wonach eine tägliche Ruhezeit unter keinen
Umständen einen ununterbrochenen Zeitraum von neun
Stunden unterschreiten sollte. Da diese Bestimmungen
angemessene Ruhepausen garantieren, ist unter Berück-
sichtigung der Erfahrungen mit der praktischen Durch-
führung in den vergangenen Jahren ein Ausgleichssystem
für reduzierte tägliche Ruhezeiten nicht mehr notwendig.

(18) Viele Beförderungen im innergemeinschaftlichen Straßen-
verkehr enthalten Streckenabschnitte, die mit Fähren oder
auf der Schiene zurückgelegt werden. Für solche Beförde-
rungen sollten deshalb klare und sachgemäße Bestimmun-
gen über die täglichen Ruhezeiten und
Fahrtunterbrechungen festgelegt werden.

(19) Angesichts der Zunahme des grenzüberschreitenden Güter-
und Personenverkehrs ist es im Interesse der Straßenver-
kehrssicherheit und einer besseren Durchsetzung von
Straßenkontrollen und Kontrollen auf dem Betriebsgelände
von Unternehmen wünschenswert, dass auch die in
anderen Mitgliedstaaten oder Drittstaaten angefallenen
Lenkzeiten, Ruhezeiten und Fahrtunterbrechungen kon-
trolliert werden und festgestellt wird, ob die entsprechen-
den Vorschriften in vollem Umfang und ordnungsgemäß
eingehalten wurden.
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(1) ABl. L 370 vom 31.12.1985, S. 8. Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 432/2004 der Kommission (ABl. L 71
vom 10.3.2004, S. 3).



(20) Die Haftung von Verkehrsunternehmen sollte zumindest
für Verkehrsunternehmen gelten, die juristische oder
natürliche Personen sind, ohne jedoch die Verfolgung
natürlicher Personen auszuschließen, die Verstöße gegen
diese Verordnung begehen, dazu anstiften oder Beihilfe
leisten.

(21) Fahrer, die für mehrere Verkehrsunternehmen tätig sind,
müssen jedes dieser Unternehmen angemessen informie-
ren, damit diese ihren Pflichten aus dieser Verordnung
nachkommen können.

(22) Zur Förderung des sozialen Fortschritts und zur Ver-
besserung der Straßenverkehrssicherheit sollte jeder
Mitgliedstaat das Recht behalten, bestimmte zweckmä-
ßige Maßnahmen zu treffen.

(23) Nationale Abweichungen sollten die Änderungen im
Kraftverkehrssektor widerspiegeln und sich auf jene
Elemente beschränken, die derzeit keinem Wettbewerbs-
druck unterliegen.

(24) Die Mitgliedstaaten sollten Vorschriften für Fahrzeuge
erlassen, die zur Personenbeförderung im Linienverkehr
dienen, wenn die Strecke nicht mehr als 50 km beträgt.
Diese Vorschriften sollten einen angemessenen Schutz in
Form von erlaubten Lenkzeiten und vorgeschriebenen
Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten bieten.

(25) Im Interesse einer wirksamen Durchsetzung dieser
Verordnung ist es wünschenswert, dass alle inländischen
und grenzüberschreitenden Personenlinienverkehrsdien-
ste unter Einsatz eines Standardkontrollgeräts kontroll-
iert werden.

(26) Die Mitgliedstaaten sollten Sanktionen festlegen, die bei
Verstößen gegen diese Verordnung zu verhängen sind,
und deren Durchsetzung gewährleisten. Diese Sanktio-
nen müssen wirksam, verhältnismäßig, abschreckend
und nicht diskriminierend sein. Die Möglichkeit, ein
Fahrzeug bei einem schweren Verstoß stillzulegen, sollte
in das gemeinsame Spektrum möglicher Maßnahmen der
Mitgliedstaaten aufgenommen werden. Die in dieser
Verordnung enthaltenen Bestimmungen über Sanktionen
oder Verfahren sollten nationale Beweislastregeln unbe-
rührt lassen.

(27) Im Interesse einer klaren und wirksamen Durchsetzung
dieser Verordnung sind einheitliche Bestimmungen über
die Haftung von Verkehrsunternehmen und Fahrern bei
Verstößen gegen diese Verordnung wünschenswert. Diese
Haftung kann in den Mitgliedstaaten gegebenenfalls
strafrechtliche, zivilrechtliche oder verwaltungsrechtliche
Sanktionen zur Folge haben.

(28) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Festlegung
eindeutiger gemeinsamer Vorschriften über Lenk- und
Ruhezeiten, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei-
chend erreicht werden kann und daher wegen der
Notwendigkeit koordinierter Maßnahmen besser auf
Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die Gemein-
schaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden.

Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß
hinaus.

(29) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen wer-
den.

(30) Da die Bestimmungen zum Mindestalter der Fahrer in der
Richtlinie 2003/59/EG (2) geregelt worden sind und bis
2009 umgesetzt werden müssen, braucht diese Ver-
ordnung lediglich Übergangsbestimmungen für das
Mindestalter des Fahrpersonals zu enthalten.

(31) Die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 sollte geändert
werden, um die besonderen Verpflichtungen der Ver-
kehrsunternehmen und der Fahrer klar herauszustellen
sowie um die Rechtssicherheit zu fördern und die
Durchsetzung der maximalen Lenk- und Ruhezeiten
durch Straßenkontrollen zu erleichtern.

(32) Die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 sollte auch geändert
werden, um die Rechtssicherheit hinsichtlich der neuen
Termine für die Einführung digitaler Fahrtenschreiber
und für die Verfügbarkeit von Fahrerkarten zu fördern.

(33) Mit der Einführung des Aufzeichnungsgeräts gemäß
Verordnung (EG) Nr. 2135/98 und somit der elektro-
nischen Aufzeichnung der Tätigkeiten des Fahrers auf
seiner Fahrerkarte über einen Zeitraum von 28 Tagen
und des Fahrzeugs über einen Zeitraum von 365 Tagen
wird in Zukunft eine schnellere und umfassendere
Kontrolle auf der Straße ermöglicht.

(34) Die Richtlinie 88/599/EWG (3) schreibt für Kontrollen
auf der Straße lediglich die Kontrolle der Tageslenkzeiten,
der täglichen Ruhezeit sowie der Fahrtunterbrechungen
vor. Mit der Einführung eines digitalen Aufzeichnungs-
geräts werden die Daten des Fahrers und des Fahrzeuges
elektronisch gespeichert und erlauben eine elektronische
Auswertung der Daten vor Ort. Dies sollte mit der Zeit
eine einfache Kontrolle der regelmäßigen und reduzierten
täglichen Ruhezeiten und der regelmäßigen und redu-
zierten wöchentlichen Ruhezeiten sowie der Ausgleichs-
ruhepausen ermöglichen.
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(35) Die Erfahrung zeigt, dass eine Einhaltung der Bestim-
mungen dieser Verordnung und insbesondere der
vorgeschriebenen maximalen Lenkzeit über einen Zeit-
raum von zwei Wochen nur durchgesetzt werden kann,
wenn wirksame und effektive Kontrollen des gesamten
Zeitraums durchgeführt werden.

(36) Die Anwendung der gesetzlichen Vorschriften betreffend
digitale Tachografen sollte im Einklang mit dieser
Verordnung erfolgen, um eine optimale Wirksamkeit
bei der Überwachung und Durchsetzung bestimmter
Sozialvorschriften im Straßenverkehr zu erreichen.

(37) Aus Gründen der Klarheit und Rationalisierung sollte die
Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 aufgehoben und durch
diese Verordnung ersetzt werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Durch diese Verordnung werden Vorschriften zu den Lenk-
zeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten für Kraftfahrer
im Straßengüter- und ‑personenverkehr festgelegt, um die
Bedingungen für den Wettbewerb zwischen Landverkehrs-
trägern, insbesondere im Straßenverkehrsgewerbe, anzuglei-
chen und die Arbeitsbedingungen sowie die
Straßenverkehrssicherheit zu verbessern. Ziel dieser Verord-
nung ist es ferner, zu einer besseren Kontrolle und Durch-
setzung durch die Mitgliedstaaten sowie zu einer besseren
Arbeitspraxis innerhalb des Straßenverkehrsgewerbes beizu-
tragen.

Artikel 2

(1) Diese Verordnung gilt für folgende Beförderungen im
Straßenverkehr:

a) Güterbeförderung mit Fahrzeugen, deren zulässige
Höchstmasse einschließlich Anhänger oder Sattelanhän-
ger 3,5 t übersteigt, oder

b) Personenbeförderung mit Fahrzeugen, die für die Beför-
derung von mehr als neun Personen einschließlich des
Fahrers konstruiert oder dauerhaft angepasst und zu
diesem Zweck bestimmt sind.

(2) Diese Verordnung gilt unabhängig vom Land der
Zulassung des Fahrzeugs für Beförderungen im Straßen-
verkehr

a) ausschließlich innerhalb der Gemeinschaft oder

b) zwischen der Gemeinschaft, der Schweiz und den
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum.

(3) Das AETR gilt anstelle dieser Verordnung für grenzü-
berschreitende Beförderungen im Straßenverkehr, die teilweise
außerhalb der in Absatz 2 genannten Gebiete erfolgen,

a) im Falle von Fahrzeugen, die in der Gemeinschaft oder in
Staaten, die Vertragsparteien des AETR sind, zugelassen
sind, für die gesamte Fahrstrecke;

b) im Falle von Fahrzeugen, die in einem Drittstaat, der
nicht Vertragspartei des AETR ist, zugelassen sind, nur
für den Teil der Fahrstrecke, der im Gebiet der
Gemeinschaft oder von Staaten liegt, die Vertragsparteien
des AETR sind.

Die Bestimmungen des AETR sollten an die Bestimmungen
dieser Verordnung angepasst werden, damit die wesentlichen
Bestimmungen dieser Verordnung über das AETR auf solche
Fahrzeuge für den auf Gemeinschaftsgebiet liegenden Fahrt-
abschnitt angewendet werden können.

Artikel 3

Diese Verordnung gilt nicht für Beförderungen im Straßen-
verkehr mit folgenden Fahrzeugen:

a) Fahrzeuge, die zur Personenbeförderung im Linienver-
kehr verwendet werden, wenn die Linienstrecke nicht
mehr als 50 km beträgt;

b) Fahrzeuge mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit
von nicht mehr als 40 km/h;

c) Fahrzeuge, die Eigentum der Streitkräfte, des Katastro-
phenschutzes, der Feuerwehr oder der für die Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Ordnung zuständigen Kräfte
sind oder von ihnen ohne Fahrer angemietet werden,
sofern die Beförderung aufgrund der diesen Diensten
zugewiesenen Aufgaben stattfindet und ihrer Aufsicht
unterliegt;

d) Fahrzeuge — einschließlich Fahrzeuge, die für nicht-
gewerbliche Transporte für humanitäre Hilfe verwendet
werden —, die in Notfällen oder bei Rettungsmaßnah-
men verwendet werden;

e) Spezialfahrzeuge für medizinische Zwecke;

f) spezielle Pannenhilfefahrzeuge, die innerhalb eines
Umkreises von 100 km um ihren Standort eingesetzt
werden;

g) Fahrzeuge, mit denen zum Zweck der technischen
Entwicklung oder im Rahmen von Reparatur- oder
Wartungsarbeiten Probefahrten auf der Straße durch-
geführt werden, sowie neue oder umgebaute Fahrzeuge,
die noch nicht in Betrieb genommen worden sind;

h) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zuläs-
sigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t, die zur
nichtgewerblichen Güterbeförderung verwendet werden;

i) Nutzfahrzeuge, die nach den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats, in dem sie verwendet werden, als
historisch eingestuft werden und die zur nichtgewerbli-
chen Güter- oder Personenbeförderung verwendet wer-
den.
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Artikel 4

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Beförderung im Straßenverkehr“ jede ganz oder teilweise
auf einer öffentlichen Straße durchgeführte Fahrt eines
zur Personen- oder Güterbeförderung verwendeten
leeren oder beladenen Fahrzeugs;

b) „Fahrzeug“ ein Kraftfahrzeug, eine Zugmaschine, einen
Anhänger oder Sattelanhänger oder eine Kombination
dieser Fahrzeuge gemäß den nachstehenden Definitionen:

— „Kraftfahrzeug“: jedes auf der Straße verkehrende
Fahrzeug mit Eigenantrieb, das normalerweise zur
Personen- oder Güterbeförderung verwendet wird,
mit Ausnahme von dauerhaft auf Schienen verkeh-
renden Fahrzeugen;

— „Zugmaschine“: jedes auf der Straße verkehrende
Fahrzeug mit Eigenantrieb, das speziell dafür
ausgelegt ist, Anhänger, Sattelanhänger, Geräte oder
Maschinen zu ziehen, zu schieben oder zu bewegen,
mit Ausnahme von dauerhaft auf Schienen verkeh-
renden Fahrzeugen;

— „Anhänger“: jedes Fahrzeug, das dazu bestimmt ist,
an ein Kraftfahrzeug oder eine Zugmaschine
angehängt zu werden;

— „Sattelanhänger“: ein Anhänger ohne Vorderachse,
der so angehängt wird, dass ein beträchtlicher Teil
seines Eigengewichts und des Gewichts seiner
Ladung von der Zugmaschine oder vom Kraftfahr-
zeug getragen wird;

c) „Fahrer“ jede Person, die das Fahrzeug, sei es auch nur
kurze Zeit, selbst lenkt oder sich in einem Fahrzeug
befindet, um es — als Bestandteil seiner Pflichten —

gegebenenfalls lenken zu können;

d) „Fahrtunterbrechung“ jeden Zeitraum, in dem der Fahrer
keine Fahrtätigkeit ausüben und keine anderen Arbeiten
ausführen darf und der ausschließlich zur Erholung
genutzt wird;

e) „andere Arbeiten“ alle in Artikel 3 Buchstabe a der
Richtlinie 2002/15/EG als „Arbeitszeit“ definierten
Tätigkeiten mit Ausnahme der Fahrtätigkeit sowie
jegliche Arbeit für denselben oder einen anderen Arbeit-
geber, sei es inner- oder außerhalb des Verkehrssektors;

f) „Ruhepause“ jeden ununterbrochenen Zeitraum, in dem
ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann;

g) „tägliche Ruhezeit“ den täglichen Zeitraum, in dem ein
Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und der eine
„regelmäßige tägliche Ruhezeit“ und eine „reduzierte
tägliche Ruhezeit“ umfasst;

— „regelmäßige tägliche Ruhezeit“ eine Ruhepause von
mindestens 11 Stunden. Diese regelmäßige tägliche
Ruhezeit kann auch in zwei Teilen genommen

werden, wobei der erste Teil einen ununterbroche-
nen Zeitraum von mindestens 3 Stunden und der
zweite Teil einen ununterbrochenen Zeitraum von
mindestens 9 Stunden umfassen muss;

— „reduzierte tägliche Ruhezeit“ eine Ruhepause von
mindestens 9 Stunden, aber weniger als 11 Stunden;

h) „wöchentliche Ruhezeit“ den wöchentlichen Zeitraum, in
dem ein Fahrer frei über seine Zeit verfügen kann und der
eine „regelmäßige wöchentliche Ruhezeit“ und eine
„reduzierte wöchentliche Ruhezeit“ umfasst;

— „regelmäßige wöchentliche Ruhezeit“ eine Ruhe-
pause von mindestens 45 Stunden;

— „reduzierte wöchentliche Ruhezeit“ eine Ruhepause
von weniger als 45 Stunden, die vorbehaltlich der
Bedingungen des Artikels 8 Absatz 6 auf eine
Mindestzeit von 24 aufeinander folgenden Stunden
reduziert werden kann;

i) „Woche“ den Zeitraum zwischen Montag 00.00 Uhr und
Sonntag 24.00 Uhr;

j) „Lenkzeit“ die Dauer der Lenktätigkeit, aufgezeichnet
entweder:

— vollautomatisch oder halbautomatisch durch Kon-
trollgeräte im Sinne der Anhänge I und I B der
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85, oder

— von Hand gemäß den Anforderungen des Arti-
kels 16 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/
85;

k) „Tageslenkzeit“ die summierte Gesamtlenkzeit zwischen
dem Ende einer täglichen Ruhezeit und dem Beginn der
darauf folgenden täglichen Ruhezeit oder zwischen einer
täglichen und einer wöchentlichen Ruhezeit;

l) „Wochenlenkzeit“ die summierte Gesamtlenkzeit inner-
halb einer Woche;

m) „zulässige Höchstmasse“ die höchstzulässige Masse eines
fahrbereiten Fahrzeugs einschließlich Nutzlast;

n) „Personenlinienverkehr“ inländische und grenzübe-
rschreitende Verkehrsdienste im Sinne des Artikels 2
der Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates vom
16. März 1992 zur Einführung gemeinsamer Regeln für
den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraft-
omnibussen (1);

o) „Mehrfahrerbetrieb“ den Fall, in dem während der
Lenkdauer zwischen zwei aufeinander folgenden tägli-
chen Ruhezeiten oder zwischen einer täglichen und einer
wöchentlichen Ruhezeit mindestens zwei Fahrer auf dem
Fahrzeug zum Lenken eingesetzt sind. Während der
ersten Stunde des Mehrfahrerbetriebs ist die Anwesenheit
eines anderen Fahrers oder anderer Fahrer fakultativ,
während der restlichen Zeit jedoch obligatorisch;
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p) „Verkehrsunternehmen“ jede natürliche oder juristische
Person und jede Vereinigung oder Gruppe von Personen
ohne Rechtspersönlichkeit mit oder ohne Erwerbszweck
sowie jede eigene Rechtspersönlichkeit besitzende oder
einer Behörde mit Rechtspersönlichkeit unterstehende
offizielle Stelle, die Beförderungen im Straßenverkehr
gewerblich oder im Werkverkehr vornimmt;

q) „Lenkdauer“ die Gesamtlenkzeit zwischen dem Zeit-
punkt, zu dem ein Fahrer nach einer Ruhezeit oder einer
Fahrtunterbrechung beginnt, ein Fahrzeug zu lenken, und
dem Zeitpunkt, zu dem er eine Ruhezeit oder Fahrt-
unterbrechung einlegt. Die Lenkdauer kann ununterbro-
chen oder unterbrochen sein.

KAPITEL II

FAHRPERSONAL, LENKZEITEN,
FAHRTUNTERBRECHUNGEN UND RUHEZEITEN

Artikel 5

(1) Das Mindestalter für Schaffner beträgt 18 Jahre.

(2) Das Mindestalter für Beifahrer beträgt 18 Jahre. Die
Mitgliedstaaten können jedoch das Mindestalter für Beifahrer
unter folgenden Bedingungen auf 16 Jahre herabsetzen:

a) Die Beförderung im Straßenverkehr erfolgt innerhalb
eines Mitgliedstaats in einem Umkreis von 50 km vom
Standort des Fahrzeugs, einschließlich des Verwaltungs-
gebiets von Gemeinden, deren Zentrum innerhalb dieses
Umkreises liegt,

b) die Herabsetzung erfolgt zum Zwecke der Berufsaus-
bildung und

c) die von den arbeitsrechtlichen Bestimmungen des
jeweiligen Mitgliedstaates vorgegebenen Grenzen werden
eingehalten.

Artikel 6

(1) Die tägliche Lenkzeit darf 9 Stunden nicht überschreiten.

Die tägliche Lenkzeit darf jedoch höchstens zweimal in der
Woche auf höchstens 10 Stunden verlängert werden.

(2) Die wöchentliche Lenkzeit darf 56 Stunden nicht
überschreiten und nicht dazu führen, dass die in der
Richtlinie 2002/15/EG festgelegte wöchentliche Höchstarbeits-
zeit überschritten wird.

(3) Die summierte Gesamtlenkzeit während zweier aufein-
ander folgender Wochen darf 90 Stunden nicht überschreiten.

(4) Die tägliche und die wöchentliche Lenkzeit umfassen alle
Lenkzeiten im Gebiet der Gemeinschaft oder im Hoheitsgebiet
von Drittstaaten.

(5) Der Fahrer muss die Zeiten im Sinne des Artikels 4
Buchstabe e sowie alle Lenkzeiten in einem Fahrzeug, das für
gewerbliche Zwecke außerhalb des Anwendungsbereichs der
vorliegenden Verordnung verwendet wird, als andere Arbeiten
festhalten; ferner muss er die seit seiner letzten täglichen oder
wöchentlichen Ruhezeit verbrachten Bereitschaftszeiten im
Sinne des Artikels 15 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung
(EWG) Nr. 3821/85 festhalten. Diese Zeiten sind entweder
handschriftlich auf einem Schaublatt oder einem Ausdruck
einzutragen oder manuell in das Kontrollgerät einzugeben.

Artikel 7

Nach einer Lenkdauer von viereinhalb Stunden hat ein Fahrer
eine ununterbrochene Fahrtunterbrechung von wenigstens
45 Minuten einzulegen, sofern er keine Ruhezeit einlegt.

Diese Unterbrechung kann durch eine Unterbrechung von
mindestens 15 Minuten, gefolgt von einer Unterbrechung von
mindestens 30 Minuten, ersetzt werden, die in die Lenkzeit so
einzufügen sind, dass die Bestimmungen des Absatzes 1
eingehalten werden.

Artikel 8

(1) Der Fahrer muss tägliche und wöchentliche Ruhezeiten
einhalten.

(2) Innerhalb von 24 Stunden nach dem Ende der vorange-
gangenen täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit muss der
Fahrer eine neue tägliche Ruhezeit genommen haben.

Beträgt der Teil der täglichen Ruhezeit, die in den 24-Stunden-
Zeitraum fällt, mindestens 9 Stunden, jedoch weniger als 11
Stunden, so ist die fragliche tägliche Ruhezeit als reduzierte
tägliche Ruhezeit anzusehen.

(3) Eine tägliche Ruhezeit kann verlängert werden, so dass
sich eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit oder eine
reduzierte wöchentliche Ruhezeit ergibt.

(4) Der Fahrer darf zwischen zwei wöchentlichen Ruhezeiten
höchstens drei reduzierte tägliche Ruhezeiten einlegen.

(5) Abweichend von Absatz 2 muss ein im Mehrfahrer-
betrieb eingesetzter Fahrer innerhalb von 30 Stunden nach
dem Ende einer täglichen oder wöchentlichen Ruhezeit eine
neue tägliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden genommen
haben.

(6) In zwei jeweils aufeinander folgenden Wochen hat der
Fahrer mindestens folgende Ruhezeiten einzuhalten:

— zwei regelmäßige wöchentliche Ruhezeiten oder

— eine regelmäßige wöchentliche Ruhezeit und eine
reduzierte wöchentliche Ruhezeit von mindestens
24 Stunden. Dabei wird jedoch die Reduzierung durch
eine gleichwertige Ruhepause ausgeglichen, die ohne
Unterbrechung vor dem Ende der dritten Woche nach der
betreffenden Woche genommen werden muss.

Eine wöchentliche Ruhezeit beginnt spätestens am Ende von
sechs 24-Stunden-Zeiträumen nach dem Ende der vorange-
gangenen wöchentlichen Ruhezeit.
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(7) Jede Ruhepause, die als Ausgleich für eine reduzierte
wöchentliche Ruhezeit eingelegt wird, ist an eine andere
Ruhezeit von mindestens 9 Stunden anzuhängen.

(8) Sofern sich ein Fahrer hierfür entscheidet, können nicht
am Standort eingelegte tägliche Ruhezeiten und reduzierte
wöchentliche Ruhezeiten im Fahrzeug verbracht werden,
sofern das Fahrzeug über geeignete Schlafmöglichkeiten für
jeden Fahrer verfügt und nicht fährt.

(9) Eine wöchentliche Ruhezeit, die in zwei Wochen fällt,
kann für eine der beiden Wochen gezählt werden, nicht aber
für beide.

Artikel 9

(1) Legt ein Fahrer, der ein Fahrzeug begleitet, das auf einem
Fährschiff oder mit der Eisenbahn befördert wird, eine
regelmäßige tägliche Ruhezeit ein, so kann diese Ruhezeit
abweichend von Artikel 8 höchstens zwei Mal durch andere
Tätigkeiten unterbrochen werden, deren Dauer insgesamt eine
Stunde nicht überschreiten darf. Während dieser regelmäßigen
täglichen Ruhezeit muss dem Fahrer eine Schlafkabine oder
ein Liegeplatz zur Verfügung stehen.

(2) Die von einem Fahrer verbrachte Zeit, um zu einem in
den Geltungsbereich dieser Verordnung fallenden Fahrzeug,
das sich nicht am Wohnsitz des Fahrers oder der Betriebstätte
des Arbeitgebers, dem der Fahrer normalerweise zugeordnet
ist, befindet, anzureisen oder von diesem zurückzureisen, ist
nur dann als Ruhepause oder Fahrtunterbrechung anzusehen,
wenn sich der Fahrer in einem Zug oder auf einem Fährschiff
befindet und Zugang zu einer Koje oder einem Liegewagen
hat.

(3) Die von einem Fahrer verbrachte Zeit, um mit einem
nicht in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallenden
Fahrzeug zu einem in den Geltungsbereich dieser Verordnung
fallenden Fahrzeug, das sich nicht am Wohnsitz des Fahrers
oder der Betriebsstätte des Arbeitgebers, dem der Fahrer
normalerweise zugeordnet ist, befindet, anzureisen oder von
diesem zurückzureisen, ist als andere Arbeiten anzusehen.

KAPITEL III

HAFTUNG VON VERKEHRSUNTERNEHMEN

Artikel 10

(1) Verkehrsunternehmen dürfen angestellten oder ihnen zur
Verfügung gestellten Fahrern keine Zahlungen in Abhängigkeit
von der zurückgelegten Strecke und/oder der Menge der
beförderten Güter leisten, auch nicht in Form von Prämien
oder Lohnzuschlägen, falls diese Zahlungen geeignet sind, die
Sicherheit im Straßenverkehr zu gefährden und/oder zu
Verstößen gegen diese Verordnung ermutigen.

(2) Das Verkehrsunternehmen organisiert die Arbeit der in
Absatz 1 genannten Fahrer so, dass diese die Bestimmungen
der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 sowie des Kapitels II der
vorliegenden Verordnung einhalten können. Das Verkehrs-
unternehmen hat den Fahrer ordnungsgemäß anzuweisen und
regelmäßig zu überprüfen, dass die Verordnung (EWG)
Nr. 3821/85 und Kapitel II der vorliegenden Verordnung
eingehalten werden.

(3) Das Verkehrsunternehmen haftet für Verstöße von
Fahrern des Unternehmens, selbst wenn der Verstoß im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder eines Dritt-
staates begangen wurde.

Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, Verkehrsunter-
nehmen uneingeschränkt haftbar zu machen, können die
Mitgliedstaaten diese Haftung von einem Verstoß des Unter-
nehmens gegen die Absätze 1 und 2 abhängig machen. Die
Mitgliedstaaten können alle Beweise prüfen, die belegen, dass
das Verkehrsunternehmen billigerweise nicht für den begange-
nen Verstoß haftbar gemacht werden kann.

(4) Unternehmen, Verlader, Spediteure, Reiseveranstalter,
Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahrervermitt-
lungsagenturen stellen sicher, dass die vertraglich vereinbarten
Beförderungszeitpläne nicht gegen diese Verordnung versto-
ßen.

(5) a) Ein Verkehrsunternehmen, das Fahrzeuge einsetzt,
die unter die vorliegende Verordnung fallen und die
mit einem Kontrollgerät ausgestattet sind, das dem
Anhang I B der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85
entspricht, stellt Folgendes sicher:

i) Alle Daten werden von dem Bordgerät und der
Fahrerkarte so regelmäßig heruntergeladen,
wie es der Mitgliedstaat vorschreibt; diese
relevanten Daten werden in kürzeren Abstän-
den heruntergeladen, damit sichergestellt ist,
dass alle von dem Unternehmen oder für das
Unternehmen durchgeführten Tätigkeiten her-
untergeladen werden;

ii) alle sowohl vom Bordgerät als auch von der
Fahrerkarte heruntergeladenen Daten werden
nach ihrer Aufzeichnung mindestens zwölf
Monate lang aufbewahrt und müssen für einen
Kontrollbeamten auf Verlangen entweder
direkt oder zur Fernabfrage von den Geschäfts-
räumen des Unternehmens zugänglich sein.

b) Im Sinne dieses Absatzes wird der Ausdruck
„heruntergeladen“ entsprechend der Begriffsbestim-
mung in Anhang I B Kapitel I Buchstabe s der
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 ausgelegt.

c) Die Kommission entscheidet nach dem in Artikel 24
Absatz 2 genannten Verfahren über den Höchst-
zeitraum für das Herunterladen der relevanten
Daten gemäß Buchstabe a Ziffer i.

KAPITEL IV

AUSNAHMEN

Artikel 11

Ein Mitgliedstaat kann für Beförderungen im Straßenverkehr,
die vollständig in seinem Hoheitsgebiet durchgeführt werden,
längere Mindestfahrtunterbrechungen und Ruhezeiten oder
kürzere Höchstlenkzeiten als nach den Artikeln 6 bis 9
festlegen. In einem solchen Fall muss der Mitgliedstaat die
relevanten kollektiven oder anderen Vereinbarungen zwischen
den Sozialpartnern berücksichtigen. Für Fahrer im grenzü-
berschreitenden Verkehr gilt jedoch weiterhin diese Ver-
ordnung.
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Artikel 12

Sofern die Sicherheit im Straßenverkehr nicht gefährdet wird,
kann der Fahrer von den Artikeln 6 bis 9 abweichen, um einen
geeigneten Halteplatz zu erreichen, soweit dies erforderlich ist,
um die Sicherheit von Personen, des Fahrzeugs oder seiner
Ladung zu gewährleisten. Der Fahrer hat Art und Grund dieser
Abweichung spätestens bei Erreichen des geeigneten Halte-
platzes handschriftlich auf dem Schaublatt des Kontrollgeräts
oder einem Ausdruck aus dem Kontrollgerät oder im
Arbeitszeitplan zu vermerken.

Artikel 13

(1) Sofern die Verwirklichung der in Artikel 1 genannten
Ziele nicht beeinträchtigt wird, kann jeder Mitgliedstaat für
sein Hoheitsgebiet oder mit Zustimmung der betreffenden
Mitgliedstaaten für das Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats Abweichungen von den Artikeln 5 bis 9 zulassen und
solche Abweichungen für die Beförderung mit folgenden
Fahrzeugen an individuelle Bedingungen knüpfen:

a) Fahrzeuge, die Eigentum von Behörden sind oder von
diesen ohne Fahrer angemietet sind, um Beförderungen
im Straßenverkehr durchzuführen, die nicht im Wett-
bewerb mit privatwirtschaftlichen Verkehrsunternehmen
stehen;

b) Fahrzeuge, die von Landwirtschafts-, Gartenbau-, Forst-
wirtschafts- oder Fischereiunternehmen zur Güterbeför-
derung im Rahmen ihrer eigenen unternehmerischen
Tätigkeit in einem Umkreis von bis zu 100 km vom
Standort des Unternehmens benutzt oder ohne Fahrer
angemietet werden;

c) land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen, die für
land- oder forstwirtschaftliche Tätigkeiten eingesetzt
werden, und zwar in einem Umkreis von bis zu
100 km vom Standort des Unternehmens, das das
Fahrzeug besitzt, anmietet oder least;

d) Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen mit einer zuläs-
sigen Höchstmasse von nicht mehr als 7,5 t,

— die von Universaldienstanbietern im Sinne des
Artikels 2 Absatz 13 der Richtlinie 97/67/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom
15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften
für die Entwicklung des Binnenmarktes der Post-
dienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der
Dienstequalität (1) zum Zweck der Zustellung von
Sendungen im Rahmen des Universaldienstes
benutzt werden, oder

— die zur Beförderung von Material, Ausrüstungen
oder Maschinen benutzt werden, die der Fahrer zur
Ausübung seines Berufes benötigt.

Diese Fahrzeuge dürfen nur in einem Umkreis von
50 km vom Standort des Unternehmens und unter der
Bedingung benutzt werden, dass das Lenken des Fahr-
zeugs für den Fahrer nicht die Haupttätigkeit darstellt;

e) Fahrzeuge, die ausschließlich auf Inseln mit einer Fläche
von nicht mehr als 2 300 km2 verkehren, die mit den
übrigen Teilen des Hoheitsgebiets weder durch eine
Brücke, eine Furt oder einen Tunnel, die von Kraftfahr-
zeugen benutzt werden können, verbunden sind;

f) Fahrzeuge, die im Umkreis von 50 km vom Standort des
Unternehmens zur Güterbeförderung mit Druckerdgas-,
Flüssiggas- oder Elektroantrieb benutzt werden und
deren zulässige Höchstmasse einschließlich Anhänger
oder Sattelanhänger 7,5 t nicht übersteigt;

g) Fahrzeuge, die zum Fahrschulunterricht und zur Fahr-
prüfung zwecks Erlangung des Führerscheins oder eines
beruflichen Befähigungsnachweises dienen, sofern diese
Fahrzeuge nicht für die gewerbliche Personen- oder
Güterbeförderung benutzt werden;

h) Fahrzeuge, die von den zuständigen Stellen für Kanalisa-
tion, Hochwasserschutz, Wasser-, Gas- und Elektrizitäts-
versorgung, von den Straßenbauämtern, der
Hausmüllabfuhr, den Telegramm- und Telefonanbietern,
Radio- und Fernsehsendern sowie zur Erfassung von
Radio- bzw. Fernsehsendern oder -geräten eingesetzt
werden;

i) Fahrzeuge mit 10 bis 17 Sitzen, die ausschließlich zur
nichtgewerblichen Personenbeförderung verwendet wer-
den;

j) Spezialfahrzeuge, die Ausrüstungen des Zirkus- oder
Schaustellergewerbes transportieren;

k) speziell ausgerüstete Projektfahrzeuge für mobile Pro-
jekte, die hauptsächlich im Stand zu Lehrzwecken dienen;

l) Fahrzeuge, die zum Abholen von Milch bei landwirt-
schaftlichen Betrieben und zur Rückgabe von Milch-
behältern oder von Milcherzeugnissen für Futterzwecke
an diese Betriebe verwendet werden;

m) Spezialfahrzeuge für Geld- und/oder Werttransporte;

n) Fahrzeuge, die zur Beförderung von tierischen Abfällen
oder von nicht für den menschlichen Verzehr bestimm-
ten Tierkörpern verwendet werden;

o) Fahrzeuge, die ausschließlich auf Straßen in Güterverteil-
zentren wie Häfen, Umschlaganlagen des Kombinierten
Verkehrs und Eisenbahnterminals benutzt werden;

p) Fahrzeuge, die innerhalb eines Umkreises von bis zu 50
Kilometern für die Beförderung lebender Tiere von den
landwirtschaftlichen Betrieben zu den lokalen Märkten
und umgekehrt oder von den Märkten zu den lokalen
Schlachthäusern verwendet werden.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Ausnah-
men mit, die sie nach Absatz 1 gewähren, und die Kommis-
sion unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten hiervon.
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(3) Sofern die Verwirklichung der in Artikel 1 genannten
Ziele nicht beeinträchtigt wird und ein angemessener Schutz
der Fahrer sichergestellt ist, kann ein Mitgliedstaat mit
Genehmigung der Kommission in seinem Hoheitsgebiet in
geringem Umfang Ausnahmen von dieser Verordnung für
Fahrzeuge, die in zuvor festgelegten Gebieten mit einer
Bevölkerungsdichte von weniger als 5 Personen pro Qua-
dratkilometer eingesetzt werden, in folgenden Fällen zulassen:

— Bei inländischen Personenlinienverkehrsdiensten, sofern
ihr Fahrplan von den Behörden bestätigt wurde (in
diesem Fall dürfen nur Ausnahmen in Bezug auf
Fahrtunterbrechungen zugelassen werden) und

— im inländischen Werkverkehr oder gewerblich durch-
geführten Güterkraftverkehr, soweit sich diese Tätigkeiten
nicht auf den Binnenmarkt auswirken und für den Erhalt
bestimmter Wirtschaftszweige in dem betroffenen Gebiet
notwendig sind und die Ausnahmebestimmungen dieser
Verordnung einen Umkreis von höchstens 100 km
vorschreiben.

Eine Beförderung im Straßenverkehr nach dieser Ausnahme
kann eine Fahrt zu einem Gebiet mit einer Bevölkerungsdichte
von 5 Personen pro Quadratmeter oder mehr nur ein-
schließen, wenn damit eine Fahrt beendet oder begonnen
wird. Solche Maßnahmen müssen ihrer Art und ihrem
Umfang nach verhältnismäßig sein.

Artikel 14

(1) Sofern die Verwirklichung der in Artikel 1 genannten
Ziele nicht beeinträchtigt wird, können die Mitgliedstaaten
nach Genehmigung durch die Kommission Ausnahmen von
den Artikeln 6 bis 9 für unter außergewöhnlichen Umständen
durchgeführte Beförderungen zulassen.

(2) Die Mitgliedstaaten können in dringenden Fällen eine
vorübergehende Ausnahme für einen Zeitraum von höchstens
30 Tagen zulassen, über die die Kommission sofort zu
unterrichten ist.

(3) Die Kommission teilt den übrigen Mitgliedstaaten alle
nach diesem Artikel gewährten Ausnahmen mit.

Artikel 15

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Fahrer der in Artikel 3
Buchstabe a genannten Fahrzeuge unter nationale Vorschriften
fallen, die in Bezug auf die erlaubten Lenkzeiten sowie die
vorgeschriebenen Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten
einen angemessenen Schutz bieten.

KAPITEL V

ÜBERWACHUNG UND SANKTIONEN

Artikel 16

(1) Verfügt ein Fahrzeug nicht über ein mit der Verordnung
(EWG) Nr. 3821/85 übereinstimmendes Kontrollgerät, so
gelten die Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels für:

a) nationale Personenlinienverkehrsdienste und

b) grenzüberschreitende Personenlinienverkehrsdienste,
deren Endpunkte in der Luftlinie höchstens 50 km von
einer Grenze zwischen zwei Mitgliedstaaten entfernt sind
und deren Fahrstrecke höchstens 100 km beträgt.

(2) Das Verkehrsunternehmen erstellt einen Fahrplan und
einen Arbeitszeitplan, in dem für jeden Fahrer der Name, der
Standort und der im Voraus festgelegte Zeitplan für die
verschiedenen Zeiträume der Lenktätigkeit, der anderen
Arbeiten und der Fahrtunterbrechungen sowie die Bereit-
schaftszeiten angegeben werden.

Jeder Fahrer, der in einem Dienst im Sinne des Absatzes 1
eingesetzt ist, muss einen Auszug aus dem Arbeitszeitplan und
eine Ausfertigung des Linienfahrplans mit sich führen.

(3) Der Arbeitszeitplan muss

a) alle in Absatz 2 aufgeführten Angaben mindestens für
den Zeitraum der vorangegangenen 28 Tage enthalten;
diese Angaben sind in regelmäßigen Abständen von
höchstens einem Monat zu aktualisieren;

b) die Unterschrift des Leiters des Verkehrsunternehmens
oder seines Beauftragten tragen;

c) vom Verkehrsunternehmen nach Ablauf des Geltungs-
zeitraums ein Jahr lang aufbewahrt werden. Das
Verkehrsunternehmen händigt den betreffenden Fahrern
auf Verlangen einen Auszug aus dem Arbeitszeitplan aus;
und

d) auf Verlangen einem dazu befugten Kontrollbeamten
vorgelegt und ausgehändigt werden.

Artikel 17

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission unter
Verwendung des in der Entscheidung 93/173/EWG (1) vorge-
sehenen Berichtsmusters die notwendigen Informationen,
damit diese alle zwei Jahre einen Bericht über die Durch-
führung der vorliegenden Verordnung und der Verordnung
(EWG) Nr. 3821/85 und über die Entwicklungen auf dem
betreffenden Gebiet erstellen kann.

(2) Diese Angaben müssen bei der Kommission spätestens
am 30. September des Jahres nach Ende des betreffenden
Zweijahreszeitraums mitgeteilt werden.

(3) In dem Bericht wird zugleich angegeben, inwieweit von
den Ausnahmeregelungen gemäß Artikel 13 Gebrauch
gemacht wird.

(4) Die Kommission leitet den Bericht innerhalb von 13
Monaten nach Ende des betreffenden Zweijahreszeitraums
dem Europäischen Parlament und dem Rat zu.
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Artikel 18

Die Mitgliedstaaten ergreifen die zur Durchführung dieser
Verordnung erforderlichen Maßnahmen.

Artikel 19

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die
vorliegende Verordnung und die Verordnung (EWG)
Nr. 3821/85 Sanktionen fest und treffen alle erforderlichen
Maßnahmen, um deren Durchführung zu gewährleisten. Diese
Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig, abschreckend
und nicht diskriminierend sein. Ein Verstoß gegen die
vorliegende Verordnung und gegen die Verordnung (EWG)
Nr. 3821/85 kann nicht mehrmals Gegenstand von Sanktio-
nen oder Verfahren sein. Die Mitgliedstaaten teilen der
Kommission diese Maßnahmen und die Regeln bezüglich
Sanktionen bis zu dem in Artikel 29 Absatz 2 genannten
Datum mit. Die Kommission informiert die Mitgliedstaaten
entsprechend.

(2) Ein Mitgliedstaat ermächtigt die zuständigen Behörden,
gegen ein Unternehmen und/oder einen Fahrer bei einem in
seinem Hoheitsgebiet festgestellten Verstoß gegen diese Ver-
ordnung eine Sanktion zu verhängen, sofern hierfür noch
keine Sanktion verhängt wurde, und zwar selbst dann, wenn
der Verstoß im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats oder
eines Drittstaats begangen wurde.

Dabei gilt folgende Ausnahmeregelung: Wird ein Verstoß
festgestellt,

— der nicht im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied-
staats begangen wurde und

— der von einem Unternehmen, das seinen Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat hat, oder von
einem Fahrer, der seinen Arbeitsplatz in einem anderen
Mitgliedstaat oder einem Drittstaat hat, begangen wurde,

so kann ein Mitgliedstaat bis zum 1. Januar 2009, anstatt eine
Sanktion zu verhängen, der zuständigen Behörde des Mit-
gliedstaats oder des Drittstaats, in dem das Unternehmen
seinen Sitz oder der Fahrer seinen Arbeitsplatz hat, den
Verstoß melden.

(3) Leitet ein Mitgliedstaat in Bezug auf einen bestimmten
Verstoß ein Verfahren ein oder verhängt er eine Sanktion, so
muss er dem Fahrer gegenüber angemessene schriftliche
Belege beibringen.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein System
verhältnismäßiger Sanktionen, die finanzielle Sanktionen
umfassen können, für den Fall besteht, dass Unternehmen
oder mit ihnen verbundene Verlader, Spediteure, Reiseveran-
stalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftragnehmer und Fahr-
ervermittlungsagenturen gegen die vorliegende Verordnung
oder die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 verstoßen.

Artikel 20

(1) Der Fahrer muss alle von einem Mitgliedstaat zu
Sanktionen oder zur Einleitung von Verfahren beigebrachten

Belege so lange aufbewahren, bis derselbe Verstoß gegen diese
Verordnung nicht mehr in ein zweites Verfahren oder eine
zweite Sanktion gemäß dieser Verordnung münden kann.

(2) Der Fahrer hat die in Absatz 1 genannten Belege auf
Verlangen vorzuweisen.

(3) Ein Fahrer, der bei mehreren Verkehrsunternehmen
beschäftigt ist oder mehreren Verkehrsunternehmen zur
Verfügung steht, verschafft jedem Unternehmen ausreichende
Informationen, um diesem die Einhaltung der Bestimmungen
des Kapitels II zu ermöglichen.

Artikel 21

In Fällen, in denen ein Mitgliedstaat der Auffassung ist, dass
ein Verstoß gegen diese Verordnung vorliegt, der die Straßen-
verkehrssicherheit eindeutig gefährden könnte, ermächtigt er
die betreffende zuständige Behörde, das betreffende Fahrzeug
so lange stillzulegen, bis die Ursache des Verstoßes behoben
ist. Die Mitgliedstaaten können dem Fahrer auferlegen, eine
tägliche Ruhezeit einzulegen. Die Mitgliedstaaten können
ferner gegebenenfalls die Zulassung eines Unternehmens
entziehen, aussetzen oder einschränken, falls es seinen Sitz
in diesem Mitgliedstaat hat, oder sie können die Fahrerlaubnis
eines Fahrers entziehen, aussetzen oder einschränken. Die
Kommission entwickelt nach dem in Artikel 24 Absatz 2
genannten Verfahren Leitlinien, um eine harmonisierte
Anwendung dieses Artikels zu erreichen.

Artikel 22

(1) Die Mitgliedstaaten leisten einander Beistand bei der
Anwendung dieser Verordnung und bei der Überwachung
ihrer Einhaltung.

(2) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten tauschen
regelmäßig alle verfügbaren Informationen aus über

a) die von Gebietsfremden begangenen Verstöße gegen die
Bestimmungen des Kapitels II und die gegen diese
Verstöße verhängten Sanktionen;

b) die von einem Mitgliedstaat verhängten Sanktionen für
Verstöße, die seine Gebietsansässigen in anderen Mit-
gliedstaaten begangen haben.

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission regel-
mäßig relevante Informationen über die nationale Auslegung
und Anwendung dieser Verordnung; die Kommission stellt
diese Informationen den anderen Mitgliedstaaten in elektro-
nischer Form zur Verfügung.

(4) Die Kommission unterstützt durch den in Artikel 24
Absatz 1 genannten Ausschuss den Dialog zwischen den
Mitgliedstaaten über die einzelstaatliche Auslegung und
Anwendung dieser Verordnung.

Artikel 23

Die Gemeinschaft wird mit Drittländern die Verhandlungen
aufnehmen, die zur Durchführung dieser Verordnung gege-
benenfalls erforderlich sind.
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Artikel 24

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 18
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 eingesetzten
Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter
Beachtung von dessen Artikel 8.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 25

(1) Auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich aus

a) prüft die Kommission die Fälle, in denen die Bestim-
mungen dieser Verordnung, insbesondere bezüglich der
Lenkzeiten, Fahrtunterbrechungen und Ruhezeiten,
unterschiedlich angewandt und durchgesetzt werden;

b) klärt die Kommission die Bestimmungen dieser Ver-
ordnung, um einen gemeinsamen Ansatz sicherzustellen.

(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen trifft die Kommis-
sion eine Entscheidung über einen empfohlenen Ansatz nach
dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren. Die
Kommission übermittelt ihre Entscheidung dem Europäischen
Parlament, dem Rat und den Mitgliedstaaten.

KAPITEL VI

SCLUSSBESTIMMUGEN

Artikel 26

Die Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Für diese Verordnung sind die Definitionen des Artikels 4
der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 zur
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Stra-
ßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG)
Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates (*)
anwendbar.

(*) ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 1“.

2. Artikel 3 Absätze 1, 2 und 3 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Kontrollgerät muss bei Fahrzeugen eingebaut
und benutzt werden, die der Personen- oder Güter-
beförderung im Straßenverkehr dienen und in einem
Mitgliedstaat zugelassen sind; ausgenommen sind die in
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten
Fahrzeuge. Die in Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 561/2006 genannten Fahrzeuge und Fahrzeuge,
die von der Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 3820/85 freigestellt waren, die gemäß den Bestim-
mungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 jedoch nicht

mehr freigestellt sind, müssen diese Vorschrift spätestens
ab dem 31. Dezember 2007 erfüllen.

(2) Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 13
Absätze 1 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
genannten Fahrzeuge von der Anwendung der vorlie-
genden Verordnung freistellen.

(3) Die Mitgliedstaaten können — nach Genehmigung
durch die Kommission — Fahrzeuge, die für die in
Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten
Beförderungen eingesetzt werden, von der Anwendung
der vorliegenden Verordnung freistellen.“

3. Artikel 14 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das Unternehmen bewahrt die Schaublätter und —

sofern Ausdrucke gemäß Artikel 15 Absatz 1 erstellt
wurden— die Ausdrucke in chronologischer Reihenfolge
und in lesbarer Form nach der Benutzung mindestens ein
Jahr lang auf und händigt den betreffenden Fahrern auf
Verlangen eine Kopie aus. Das Unternehmen händigt den
betreffenden Fahrern ferner auf Verlangen eine Kopie der
von den Fahrerkarten heruntergeladenen Daten sowie
Ausdrucke davon aus. Die Schaublätter, die Ausdrucke
und die heruntergeladenen Daten sind jedem befugten
Kontrollbeamten auf Verlangen vorzulegen oder auszu-
händigen.“

4. Artikel 15 wird wie folgt geändert:

— Dem Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Wenn eine Fahrerkarte beschädigt ist, Fehlfunk-
tionen aufweist oder sich nicht im Besitz des Fahrers
befindet, hat der Fahrer

a) zu Beginn seiner Fahrt die Angaben über das
von ihm gelenkte Fahrzeug auszudrucken und
in den Ausdruck

i) die Angaben, mit denen der Fahrer
identifiziert werden kann (Name, Num-
mer der Fahrerkarte oder des Führer-
scheins), einzutragen und seine
Unterschrift anzubringen;

ii) die in Absatz 3 zweiter Gedankenstrich
Buchstaben b, c und d genannten Zeiten
einzutragen;

b) am Ende seiner Fahrt die Angaben über die
vom Kontrollgerät aufgezeichneten Zeiten
auszudrucken, die vom Fahrtenschreiber nicht
erfassten Zeiten, in denen er seit dem Erstellen
des Ausdrucks bei Fahrtantritt andere Arbeiten
ausgeübt hat, Bereitschaft hatte oder eine
Ruhepause eingelegt hat, zu vermerken und
auf diesem Dokument die Angaben einzutra-
gen, mit denen der Fahrer identifiziert werden
kann (Name, Nummer der Fahrerkarte oder
des Führerscheins), sowie seine Unterschrift
anzubringen.“
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— Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Wenn der Fahrer sich nicht im Fahrzeug aufhält
und daher nicht in der Lage ist, das in das Fahrzeug
eingebaute Gerät zu betätigen, müssen die in
Absatz 3 zweiter Gedankenstrich Buchstaben b, c
und d genannten Zeiträume,

a) wenn das Fahrzeug mit einem Kontrollgerät
gemäß Anhang I ausgestattet ist, von Hand,
durch automatische Aufzeichnung oder auf
andere Weise lesbar und ohne Verschmutzung
des Schaublatts auf dem Schaublatt eingetra-
gen werden, oder

b) wenn das Fahrzeug mit einem Kontrollgerät
gemäß Anhang I B ausgestattet ist, mittels der
manuellen Eingabevorrichtung des Kontroll-
geräts auf der Fahrerkarte eingetragen werden.

Befindet sich an Bord eines mit einem Kontrollgerät
nach Anhang I B ausgestatteten Fahrzeugs mehr als
ein Fahrer, so stellt jeder Fahrer sicher, dass seine
Fahrerkarte in den richtigen Schlitz im Fahrt-
enschreiber eingeschoben wird.“

— Absatz 3 Buchstaben b und c erhält folgende
Fassung:

„b) ‚andere Arbeiten‘: Das sind alle anderen
Tätigkeiten als die Lenktätigkeit im Sinne des
Artikels 3 Buchstabe a der Richtlinie 2002/15/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 11. März 2002 zur Regelung der Arbeits-
zeit von Personen, die Fahrtätigkeiten im
Bereich des Straßentransports ausüben (*),
sowie jegliche Arbeit für denselben oder einen
anderen Arbeitgeber, sei es innerhalb oder
außerhalb des Verkehrssektors; sie sind unter

dem Zeichen (…) aufzuzeichnen ;

c) die ‚Bereitschaftszeit‘ im Sinne des Artikels 3
Buchstabe b der Richtlinie 2002/15/EG ist

unter dem Zeichen (…) aufzuzeichnen.

(*) ABl. L 80 vom 23.3.2002, S. 35.“.

— Absatz 4 wird gestrichen.

— Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) a) Lenkt der Fahrer ein Fahrzeug, das mit
einem Kontrollgerät gemäß Anhang I ausgerüstet
ist, so muss er den Kontrollbeamten auf Verlangen
jederzeit Folgendes vorlegen können:

i) die Schaublätter für die laufende Woche und
die vom Fahrer in den vorausgehenden
15 Tagen verwendeten Schaublätter,

ii) die Fahrerkarte, falls er Inhaber einer solchen
Karte ist, und

iii) alle während der laufenden Woche und der
vorausgehenden 15 Tage erstellten handschrift-
lichen Aufzeichnungen und Ausdrucke, die
gemäß der vorliegenden Verordnung und der
Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschrie-
ben sind.

Nach dem 1. Januar 2008 umfassen die in den
Ziffern i und iii genannten Zeiträume jedoch den
laufenden Tag und die vorausgehenden 28 Tage.

b) Lenkt der Fahrer ein Fahrzeug, das mit einem
Kontrollgerät gemäß Anhang I B ausgerüstet ist, so
muss er den Kontrollbeamten auf Verlangen jeder-
zeit Folgendes vorlegen können:

i) Die Fahrerkarte, falls er Inhaber einer solchen
Karte ist,

ii) alle während der laufenden Woche und der
vorausgehenden 15 Tage erstellten handschrift-
lichen Aufzeichnungen und Ausdrucke, die
gemäß der vorliegenden Verordnung und der
Verordnung (EG) Nr. 561/2006 vorgeschrie-
ben sind, und

iii) die Schaublätter für den Zeitraum gemäß dem
vorigen Unterabsatz, falls er in dieser Zeit ein
Fahrzeug gelenkt hat, das mit einem Kontroll-
gerät gemäß Anhang I ausgerüstet ist.

Nach dem 1. Januar 2008 umfasst der in Ziffer ii
genannte Zeitraum jedoch den laufenden Tag und
die vorausgehenden 28 Tage.

c) Ein ermächtigter Kontrollbeamter kann die
Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
überprüfen, indem er die Schaublätter, die im
Kontrollgerät oder auf der Fahrerkarte gespeicherten
Daten (mittels Anzeige oder Ausdruck) oder
anderenfalls jedes andere beweiskräftige Dokument,
das die Nichteinhaltung einer Bestimmung wie etwa
des Artikels 16 Absätze 2 und 3 belegt, analysiert.“

Artikel 27

Die Verordnung (EG) Nr. 2135/98 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„(1) a) Ab dem zwanzigsten Tag nach dem Tag der
Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März
2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften
im Straßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen
(EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates (*)
müssen Fahrzeuge, die erstmals zum Verkehr zugelassen
werden, mit einem Kontrollgerät gemäß den Bestim-
mungen des Anhangs I B der Verordnung (EWG)
Nr. 3821/85 ausgerüstet sein.

(*) ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 1“
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2. Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, dass sie die Fahrerkarten
spätestens am zwanzigsten Tag nach dem Tag der
Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
ausstellen können.“

Artikel 28

Die Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 wird aufgehoben und
durch die vorliegende Verordnung ersetzt.

Artikel 5 Absätze 1, 2 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/
85 gelten jedoch bis zu den in Artikel 15 Absatz 1 der
Richtlinie 2003/59/EG genannten Terminen.

Artikel 29

Diese Verordnung tritt am 11. April 2007 in Kraft,
ausgenommen Artikel 10 Absatz 5, Artikel 26 Absätze 3
und 4 und Artikel 27, die am 1. Mai 2006 in Kraft treten.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 15. März 2006.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

Im Namen des Rates
Der Präsident
H. WINKLER
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ERKLÄRUNG

Die Kommission und die Mitgliedstaaten tun ihr Möglichstes, um sicherzustellen, dass die Bestimmungen
des AETR innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung an die Bestimmungen dieser
Verordnung angepasst werden. Für den Fall, dass eine Anpassung innerhalb dieses Zeitraums nicht
erreicht wird, schlägt die Kommission angemessene Maßnahmen vor, um dieser Situation Rechnung zu
tragen.
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RICHTLINIE 2006/21/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 15. März 2006

über die Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralgewinnenden Industrie und zur Änderung
der Richtlinie 2004/35/EG

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (1),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags, aufgrund
des vom Vermittlungsausschuss am 8. Dezember 2005
gebilligten gemeinsamen Entwurfs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In ihrer Mitteilung „Sicherheit im Bergbau: Untersuchung
neuerer Unglücke im Bergbau und Folgemaßnahmen“
nennt die Kommission die Vorlage einer Regelung zur
Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralgewinnen-
den Industrie als eine der dringlichsten Maßnahmen.
Diese Maßnahme soll die Initiativen in der Folge der
Richtlinie 2003/105/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 16. Dezember 2003 zur Änderung
der Richtlinie 96/82/EG des Rates zur Beherrschung der
Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stof-
fen (4) sowie die Ausarbeitung eines Referenzdokuments
über beste verfügbare Techniken der Bewirtschaftung von
taubem Gestein und Bergematerial aus bergbaulichen
Tätigkeiten im Rahmen der Richtlinie 96/61/EG des
Rates vom 24. September 1996 über die integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung (5) ergänzen.

(2) In seiner Entschließung vom 5. Juli 2001 (6) zu dieser
Mitteilung hat das Europäische Parlament nachdrücklich
die Notwendigkeit einer Richtlinie über Abfälle aus der
mineralgewinnenden Industrie unterstrichen.

(3) Laut dem Beschluss Nr. 1600/2002/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juli 2002 über das
sechste Umweltaktionsprogramm der Europäischen
Gemeinschaft (7) gelten für die künftig erzeugten Abfälle
folgende Ziele: Ihr Gefährlichkeitsgrad sollte reduziert
werden, sie sollten möglichst geringe Gefahren verur-
sachen, Verwertung und insbesondere Recycling sollten
Vorrang genießen, die Menge der zu beseitigenden
Abfälle sollte auf ein Minimum reduziert werden, die
Abfälle sollten sicher beseitigt werden, und die zu
beseitigenden Abfälle sollten so nah wie möglich am
Erzeugungsort behandelt werden, sofern dies nicht
zulasten der Effizienz der Abfallbehandlung geht. Ferner
werden in dem Beschluss Nr. 1600/2002/EG im Hinblick
auf Unfälle und Katastrophen als vorrangiges Ziel die
Entwicklung von Maßnahmen zur Vorbeugung der
größten Unfallgefahren insbesondere bei Bergbautätig-
keiten sowie die Entwicklung von Maßnahmen im
Zusammenhang mit Bergbauabfällen genannt. Ein wei-
terer Schwerpunkt in dem Beschluss Nr. 1600/2002/EG
ist die Förderung einer nachhaltigen Bewirtschaftung in
der mineralgewinnenden Industrie mit dem Ziel einer
verringerten Umweltbelastung.

(4) Im Einklang mit den Zielen der Gemeinschaftspolitik im
Umweltbereich müssen Mindestanforderungen festgelegt
werden, um etwaige negative Auswirkungen auf die
Umwelt und die menschliche Gesundheit infolge der
Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralgewinnen-
den Industrie, z. B. Berge (d. h. die festen Abfälle oder
schlammartigen Abfälle, die nach der Aufbereitung
mineralischer Rohstoffe mit Hilfe verschiedener Tech-
niken zurückbleiben), taubes Gestein und Deckgebirge
(d. h. das Material, das bei der Schaffung des Zugangs zu
einer Lagerstätte mineralischer Rohstoffe bewegt wird —

auch in der Erschließungsphase vor der Gewinnung) und
Oberboden (d. h. die oberste Schicht des Bodens), zu
vermeiden oder weitestmöglich zu reduzieren, sofern es
sich bei ihnen um Abfälle im Sinne der Richtlinie 74/
442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle (8)
handelt.

(5) Gemäß Absatz 24 des Aktionsplans von Johannesburg
(„Johannesburg Plan of Implementation“) über nachhal-
tige Entwicklung, der auf dem Weltgipfel 2002 über
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nachhaltige Entwicklung im Rahmen der Vereinten
Nationen angenommen wurde, muss die natürliche
Ressourcenbasis, auf der die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung aufbaut, geschützt, und die derzeitige
Tendenz zur Zerstörung der natürlichen Ressourcen
durch nachhaltige und integrierte Bewirtschaftung umge-
kehrt werden.

(6) Entsprechend sollte diese Richtlinie für die Bewirtschaf-
tung von Abfall aus der mineralgewinnenden Industrie
zu Lande gelten, das heißt Abfall, der beim Aufsuchen,
Gewinnen (auch in der Erschließungsphase vor der
Gewinnung), Aufbereiten und Lagern von mineralischen
Rohstoffen sowie beim Betrieb von Steinbrüchen ent-
steht. Diese Bewirtschaftung sollte jedoch den Grund-
sätzen und Schwerpunkten der Richtlinie 75/442/EWG
entsprechen, die gemäß ihrem Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe b Ziffer ii auch weiterhin auf alle Aspekte
der Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralge-
winnenden Industrie Anwendung findet, sofern sie nicht
von der vorliegenden Richtlinie erfasst werden.

(7) Um Überschneidungen und unverhältnismäßigen Ver-
waltungsaufwand zu vermeiden, sollte diese Richtlinie in
ihrem Anwendungsbereich auf die speziellen Maßnah-
men, die zur Erreichung ihrer Ziele von vorrangiger
Bedeutung sind, beschränkt sein.

(8) Folglich sollten die Bestimmungen dieser Richtlinie nicht
für Abfallströme gelten, die zwar bei der Gewinnung von
Mineralen oder deren Aufbereitung entstehen, aber nicht
unmittelbar mit der Gewinnung oder Aufbereitung in
Zusammenhang stehen, z. B. Nahrungsmittelabfälle,
Altöl, Altfahrzeuge, Altbatterien und Altakkumulatoren.
Die Bewirtschaftung solcher Abfälle sollte den Bestim-
mungen der Richtlinie 75/442/EWG oder der Richtli-
nie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über
Abfalldeponien (1) oder anderen einschlägigen Rechts-
vorschriften der Gemeinschaft unterworfen sein, wie dies
bei Abfällen der Fall ist, die an einem Aufsuchungs-,
Gewinnungs- oder Aufbereitungsort anfallen und
anschließend an einen Ort verbracht werden, bei dem
es sich nicht um eine Einrichtung zur Entsorgung von
Abfällen im Sinne dieser Richtlinie handelt.

(9) Auch sollte diese Richtlinie nicht für Abfälle aus der
Offshore-Aufsuchung, ‑Gewinnung und ‑Aufbereitung
mineralischer Ressourcen oder für das Einleiten von
Wasser und das Wiedereinleiten von abgepumptem
Grundwasser, während Inertabfälle, nicht gefährliche
Abfälle, die beim Aufsuchen entstehen, unverschmutzte
Böden und Abfälle, die beim Gewinnen, Aufbereiten und
Lagern von Torf entstehen, aufgrund ihrer geringeren
Umweltrisiken nur einer begrenzten Anzahl von Anfor-
derungen unterliegen sollten. Die Mitgliedstaaten können
bestimmte Anforderungen für nicht gefährliche Abfälle,
die keine Inertabfälle sind, verringern oder aussetzen.
Diese Ausnahmen sollten jedoch nicht für Abfallentsor-
gungseinrichtungen der Kategorie A gelten.

(10) Auch wenn die Bewirtschaftung möglicherweise radio-
aktiven Abfalls aus der mineralgewinnenden Industrie
unter diese Richtlinie fällt, sollten speziell mit der
Radioaktivität zusammenhängende Aspekte, die unter
den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft fallen, nicht abgedeckt werden.

(11) Im Geiste der in der Richtlinie 75/442/EWG, insbe-
sondere in den Artikeln 3 und 4, genannten Grundsätzen
und Prioritäten, sollten die Mitgliedstaaten gewährleisten,
dass die Betreiber der mineralgewinnenden Industrie alle
notwendigen Maßnahmen treffen, um alle tatsächlich
oder potenziell schädlichen Auswirkungen auf die
Umwelt und die menschliche Gesundheit, die von der
Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineralgewinnen-
den Industrie ausgehen können, zu verhindern oder
weitestmöglich zu verringern.

(12) Diese Maßnahmen sollten sich unter anderem auf das
Konzept der besten verfügbaren Techniken im Sinne der
Richtlinie 96/61/EG stützen, wobei es den Mitgliedstaa-
ten überlassen bleibt, festzulegen, inwiefern die tech-
nischen Eigenschaften der
Abfallentsorgungseinrichtungen, ihr Standort und die
Umweltbedingungen bei der Anwendung dieser Tech-
niken vor Ort gegebenenfalls berücksichtigt werden
können.

(13) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Betrei-
ber mineralgewinnender Betriebe geeignete Abfallbewirt-
schaftungspläne für die Vermeidung oder Minimierung,
Behandlung, Verwertung und Beseitigung des minerali-
schen Abfalls aufstellen. Die Pläne sollten so gestaltet
sein, dass eine angemessene Planung der Abfallbewirt-
schaftungsoptionen im Hinblick auf eine möglichst
geringe Menge und Schädlichkeit der Abfälle ermöglicht
und die Verwertung von Abfällen begünstigt wird. Ferner
sollte Abfall aus der mineralgewinnenden Industrie
hinsichtlich seiner Zusammensetzung charakterisiert
werden, um zu gewährleisten, dass er möglichst nur
auf vorhersehbare Weise reagiert.

(14) Um die Unfallgefahr zu minimieren und ein hohes Maß
an Schutz für die Umwelt und die menschliche
Gesundheit zu garantieren, sollten die Mitgliedstaaten
gewährleisten, dass alle Betreiber einer Abfallentsor-
gungseinrichtung der Kategorie A für die Abfallentsor-
gung eine Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle
aufstellen und anwenden. Als Präventivmaßnahmen
sollten hierzu die Einrichtung eines Systems für das
Sicherheitsmanagement, Notfallpläne für Unfälle sowie
die Weitergabe von Sicherheitsinformationen an Perso-
nen, die bei einem schweren Unfall in Mitleidenschaft
gezogen werden könnten, gehören. Die Betreiber sollten
verpflichtet werden, bei Unfällen den zuständigen
Behörden alle relevanten Informationen zur Verringe-
rung tatsächlicher oder möglicher Umweltschäden zur
Verfügung zu stellen. Diese besonderen Auflagen sollten
nicht für Abfallentsorgungseinrichtungen der mineralge-
winnenden Industrie gelten, die in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie 96/82/EG fallen.
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(15) Für die Einstufung von Abfallentsorgungseinrichtungen in
die Kategorie A sollten nicht allein die Risiken für die
Sicherheit und der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in
der mineralgewinnenden Industrie maßgebend sein, die
von anderen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft —

insbesondere von den Richtlinien 92/91/EWG (1) und 92/
104/EWG (2) — erfasst werden.

(16) Aufgrund der besonderen Gegebenheiten bei der Bewirt-
schaftung von Abfällen aus der mineralgewinnenden
Industrie müssen besondere Antrags- und Genehmigungs-
verfahren für Abfallentsorgungseinrichtungen eingeführt
werden, in die solche Abfälle verbracht werden. Darüber
hinaus sollen die Mitgliedstaaten die notwendigen Maß-
nahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass die zuständigen
Behörden die Genehmigungsbedingungen regelmäßig über-
prüfen und erforderlichenfalls aktualisieren.

(17) Im Sinne des UNECE-Übereinkommens vom 25. Juni 1998
über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeits-
beteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu
Gerichten in Umweltangelegenheiten (Übereinkommen von
Aarhus) sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen müssen,
dass die Öffentlichkeit von dem Antrag auf die Erteilung
einer Genehmigung für die Abfallentsorgung unterrichtet
und die Betroffenen vor Erteilung der Genehmigung gehört
werden.

(18) Es muss eindeutig angegeben werden, welche Auflagen die
für die mineralgewinnende Industrie tätigen Abfallbetriebe
im Hinblick auf Standorte, Betriebsführung, Überwachung,
Stilllegung sowie Präventiv- und Schutzmaßnahmen erfül-
len müssen, um die Umwelt kurz- und langfristig vor
Gefahren zu schützen, insbesondere vor einer Verschmut-
zung des Grundwassers durch Sickerwasserinfiltration in
den Boden.

(19) Die Abfallentsorgungseinrichtungen der Kategorie A, in
denen Abfall aus der mineralgewinnenden Industrie
entsorgt wird, müssen präzise definiert werden, wobei die
potenziellen Auswirkungen der Verschmutzungen zu
berücksichtigen sind, mit denen beim Betrieb solcher
Einrichtungen oder bei Unfällen, bei denen Abfälle aus
diesen Anlagen entweichen, zu rechnen ist.

(20) Für die Verfüllung von Abfall in Abbauhohlräume zu
Sanierungszwecken oder zu baulichen Zwecken im
Zusammenhang mit dem Mineralgewinnungsverfahren,
wie z. B. Bau und Instandhaltung von Zufahrtswegen für
Maschinen in den Abbauhohlräumen, Förderrampen,
Trennwände, Sicherheitsabsperrungen und Bermen, müs-
sen ebenfalls bestimmte Auflagen festgelegt werden, damit
Oberflächen- und Grundwasser geschützt werden, die
Stabilität dieses Abfalls sichergestellt ist und bei Einstellung

dieser Tätigkeiten eine angemessene Überwachung gewähr-
leistet ist. Daher sollte solcher Abfall nicht den Auflagen
dieser Richtlinie unterliegen, da sie sich mit Ausnahme der
Auflagen, die in der speziellen Bestimmung über Abbau-
hohlräume genannt werden, ausschließlich auf „Entsor-
gungseinrichtungen“ beziehen.

(21) Um eine angemessene bauliche Gestaltung und Instandhal-
tung von für die mineralgewinnende Industrie tätigen
Abfallentsorgungseinrichtungen zu gewährleisten, sollten
die Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen treffen, um zu
gewährleisten, dass Entscheidungen über Gestaltung, Stand-
ort und Betriebsführung von fachlich kompetenten Perso-
nen getroffen werden. Es muss sichergestellt werden, dass
Ausbildung und Kenntnisse von Betreibern und Personal
das erforderliche Niveau haben. Die zuständigen Behörden
sollten sich außerdem vergewissern, dass die Betreiber beim
Bau und bei der Instandhaltung neuer Abfallentsorgungs-
einrichtungen oder Erweiterungen oder Änderungen beste-
hender Abfallentsorgungseinrichtungen geeignete
Maßnahmen ergreifen; dies gilt auch für die Nachsorge-
phase nach der Stilllegung der Abfallentsorgungseinrich-
tungen oder der Einstellung der Gewinnung.

(22) Für die Betriebs- und Nachsorgephase von Abfallentsor-
gungseinrichtungen müssen Überwachungsverfahren fest-
gelegt werden. Für die Überwachung und Kontrolle von
Abfallentsorgungseinrichtungen der Kategorie A sollte je
nach der von der jeweiligen Abfallentsorgungseinrichtung
ausgehenden Gefährdung eine entsprechende Nachsorge-
phase vorgesehen werden, ähnlich der in der Richtli-
nie 1999/31/EG vorgesehenen.

(23) Es muss festgelegt werden, wann und wie die Stilllegung
von für die mineralgewinnende Industrie tätigen Abfall-
entsorgungseinrichtungen erfolgen sollte und welche
Pflichten und Verantwortlichkeiten der Betreiber in der
Nachsorgephase hat.

(24) Die Mitgliedstaaten sollten die Betreiber der mineralgewin-
nenden Industrie verpflichten, für die Überwachung und
Kontrolle der Betriebsführung zu sorgen, um eine
Verschmutzung von Wasser und Boden zu verhindern
und um etwaige negative Auswirkungen ihrer Betriebe auf
die Umwelt oder die menschliche Gesundheit festzustellen.
Zur Verringerung der Wasserverschmutzung sollte darüber
hinaus bei der Einleitung von Abfall in aufnehmende
Gewässerkörper die Richtlinie 2000/60/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000
zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (3) eingehalten
werden. Außerdem sollte die Konzentration von Zyanid
und Zyanidverbindungen in den Absetzteichen bestimmter
Betriebe der mineralgewinnenden Industrie angesichts ihrer
schädlichen und toxischen Wirkung unter Verwendung der
besten verfügbaren Techniken so weit wie möglich
reduziert werden. Die Obergrenzen für die Konzentration
sollten entsprechend, auf jeden Fall aber im Einklang mit
den speziellen Auflagen dieser Richtlinie, festgelegt werden,
so dass derartige schädliche und toxische Wirkungen
vermieden werden.

(25) Der Betreiber einer für die mineralgewinnende Industrie
tätigen Abfallentsorgungseinrichtung sollte verpflichtet
werden, eine angemessene finanzielle Sicherheitsleistung
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nach Verfahren, die von den Mitgliedstaaten festzulegen
sind, zu hinterlegen oder etwas Gleichwertiges, um
sicherzustellen, dass alle aus der Genehmigung erwachsen-
den Verpflichtungen erfüllt werden, einschließlich der
Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Stilllegung
der Abfallentsorgungseinrichtung und der Nachsorge. Die
finanzielle Sicherheitsleistung sollte so bemessen sein, dass
die Kosten für die Sanierung des durch die Abfallentsor-
gungseinrichtung belasteten Areals einschließlich der
Abfallentsorgungseinrichtung selbst, wie in dem gemäß
Artikel 5 aufgestellten und in der Genehmigung gemäß
Artikel 7 vorgeschriebenen Abfallbewirtschaftungsplan
vorgesehen, durch einen fachlich qualifizierten und unab-
hängigen Dritten gedeckt werden. Diese Sicherheitsleistung
muss außerdem vor Aufnahme des Abfallentsorgungs-
betriebs in der Abfallentsorgungseinrichtung hinterlegt und
regelmäßig angepasst werden. Gemäß dem Verursacher-
prinzip und in Einklang mit der Richtlinie 2004/35/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April
2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung
von Umweltschäden (1) muss deutlich gemacht werden,
dass der Betreiber einer für die mineralgewinnende
Industrie tätigen Abfallentsorgungseinrichtung im Hinblick
auf Umweltschäden oder unmittelbare Gefahren aufgrund
seiner Tätigkeiten einer angemessenen Haftpflicht unter-
liegt.

(26) Für Abfallentsorgungseinrichtungen, die für die mineralge-
winnende Industrie tätig sind, deren Betrieb erhebliche
negative grenzüberschreitende Auswirkungen auf die
Umwelt oder jede sich daraus ergebende Gefährdung der
menschlichen Gesundheit in einem anderen Mitgliedstaat
haben könnte, sollte ein gemeinsames Verfahren geschaffen
werden, um die Konsultation zwischen benachbarten
Ländern zu erleichtern. Dabei sollte gewährleistet werden,
dass ein angemessener Informationsaustausch zwischen
den Behörden stattfindet und dass die Öffentlichkeit
ordnungsgemäß über Abfallentsorgungseinrichtungen
unterrichtet wird, deren Betrieb sich nachteilig auf die
Umwelt in jenem anderen Mitgliedstaat auswirken könnte.

(27) Die Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen, dass die
zuständigen Behörden ein wirksames System für Inspek-
tionen oder gleichwertige Kontrollen von für die mineral-
gewinnende Industrie tätigen
Abfallentsorgungseinrichtungen einrichten. Unbeschadet
der dem Betreiber mit der Genehmigung auferlegten
Verpflichtungen sollte die Einhaltung der Genehmigungs-
auflagen vor Aufnahme des Entsorgungsbetriebs durch eine
Inspektion geprüft werden. Darüber hinaus sollten die
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Betreiber und ihre
Nachfolger die Unterlagen über die Entsorgungseinrichtun-
gen ständig aktualisieren und die Betreiber ihren Nachfol-
gern Unterlagen über den Zustand der
Abfallentsorgungseinrichtungen und ihres Betriebs über-
lassen.

(28) Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission regelmäßig
Berichte über die Umsetzung der Richtlinie sowie Angaben
über Unfälle bzw. Beinaheunfälle übermitteln. Auf der
Grundlage dieser Berichte sollte die Kommission dem
Europäischen Parlament und dem Rat Bericht erstatten.

(29) Die Mitgliedstaaten sollten Vorschriften über Sanktionen
bei Verstößen gegen diese Richtlinie festlegen und ihre
Anwendung sicherstellen. Diese Sanktionen sollten wirk-
sam, angemessen und abschreckend sein.

(30) Die Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen, dass eine
Bestandsaufnahme stillgelegter und aufgelassener Abfall-
entsorgungseinrichtungen auf ihrem Hoheitsgebiet durch-
geführt wird, um diejenigen zu ermitteln, die
schwerwiegende umweltschädliche Auswirkungen haben
oder kurz- oder mittelfristig zu einer ernsten Gefahr für die
menschliche Gesundheit und die Umwelt werden könnten.
Diese Bestandsaufnahme sollte als Grundlage eines ange-
messenen Maßnahmenprogramms dienen.

(31) Die Kommission sollte sicherstellen, dass auf Ebene der
Mitgliedstaaten ein angemessener wissenschaftlicher und
fachlicher Informationsaustausch darüber stattfindet, wie
eine Bestandsaufnahme stillgelegter Abfallentsorgungsbe-
triebe durchzuführen ist, sowie über die Entwicklung von
Verfahren, um den Mitgliedstaaten die Einhaltung dieser
Richtlinie bei der Sanierung eines Abfallentsorgungsbe-
triebs zu erleichtern. Ferner sollte ein Informationsaus-
tausch innerhalb und zwischen den Mitgliedstaaten über
die besten verfügbaren Techniken stattfinden.

(32) Im Hinblick auf die konsequente Anwendung von Artikel 6
des Vertrags müssen die Erfordernisse des Umweltschutzes
in die Durchführung der Gemeinschaftspolitiken und
‑maßnahmen zur Förderung einer nachhaltigen Entwick-
lung einbezogen werden.

(33) Diese Richtlinie könnte ein sinnvolles Instrument sein, das
herangezogen werden sollte, wenn es darum geht, zu
prüfen, ob Projekte, die im Rahmen der Entwicklungshilfe
Finanzmittel von der Gemeinschaft erhalten, die notwen-
digen Maßnahmen umfassen, um mögliche schädliche
Auswirkungen auf die Umwelt zu vermeiden oder zu
verringern. Dieser Ansatz steht im Einklang mit Artikel 6
des Vertrags, namentlich im Hinblick auf die Einbeziehung
von Umweltschutzerfordernissen in die Politik der Gemein-
schaft im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit.

(34) Das Ziel dieser Richtlinie, d. h. die bessere Bewirtschaftung
von Abfällen aus der mineralgewinnenden Industrie, kann
von den Mitgliedstaaten allein nicht ausreichend erreicht
werden, da die unsachgemäße Behandlung dieser Art von
Abfällen grenzübergreifende Umweltverschmutzungen zur
Folge haben kann. Nach dem Verursacherprinzip müssen
unter anderem Umweltschäden, die durch den Abfall aus
der mineralgewinnenden Industrie verursacht wurden,
berücksichtigt werden, und unterschiedliche einzelstaatliche
Anwendungen dieses Grundsatzes können dazu führen,
dass die finanziellen Belastungen für die Betreiber sehr
unterschiedlich ausfallen. Außerdem sind unterschiedliche
einzelstaatliche Konzepte im Bereich der Bewirtschaftung
von Abfällen aus der mineralgewinnenden Industrie ein
Hindernis auf dem Weg zu dem Ziel, ein Mindestmaß an
sicherer und verantwortungsvoller Bewirtschaftung derar-
tiger Abfälle zu gewährleisten und gemeinschaftsweit eine
möglichst weit gehende Verwertung zu erreichen. Da sich
ihr Ziel in Anbetracht des Umfangs und der Wirkungen
dieser Richtlinie besser auf Gemeinschaftsebene erreichen
lässt, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtli-
nie nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche
Maß hinaus.
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(35) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen wer-
den.

(36) Für den Betrieb von Abfallentsorgungseinrichtungen, die
zum Zeitpunkt der Umsetzung dieser Richtlinie bereits
bestehen, sollten Vorschriften über Maßnahmen erlassen
werden, die zur Anpassung an die Bestimmungen dieser
Richtlinie innerhalb einer festgesetzten Frist ergriffen
werden müssen.

(37) Entsprechend Nummer 34 der Interinstitutionellen Ver-
einbarung über bessere Rechtsetzung (2) wird den Mit-
gliedstaaten empfohlen, für ihre eigenen Zwecke und im
Interesse der Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen,
denen im Rahmen des Möglichen die Entsprechungen
zwischen dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnah-
men zu entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden Maßnahmen, Verfahren und
Leitlinien eingeführt, mit denen durch die Bewirtschaftung
von Abfällen aus der mineralgewinnenden Industrie verur-
sachte negative Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere
auf Wasser, Luft, Boden, Fauna und Flora und das Lands-
chaftsbild sowie sich daraus ergebende Risiken für die
menschliche Gesundheit so weit wie möglich vermieden oder
reduziert werden sollen.

Artikel 2

Geltungsbereich

(1) Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 gilt diese Richtlinie für
die Bewirtschaftung von Abfällen, die beim Aufsuchen,
Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von mineralischen
Rohstoffen sowie beim Betrieb von Steinbrüchen entstehen
(nachstehend „mineralische Abfälle“ genannt).

(2) Nicht in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallen:

a) Abfälle, die beim Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten
mineralischer Rohstoffe sowie beim Betrieb von Stein-
brüchen anfallen, die jedoch nicht direkt auf diese
Tätigkeiten zurückzuführen sind;

b) Abfälle aus der Offshore-Aufsuchung, ‑Gewinnung und
‑Aufbereitung mineralischer Rohstoffe;

c) das Einleiten von Wasser und das Wiedereinleiten von
abgepumptem Grundwasser gemäß Artikel 11 Absatz 3
Buchstabe j erster und zweiter Gedankenstrich der

Richtlinie 2000/60/EG, soweit dies nach dem genannten
Artikel zulässig ist.

(3) Sofern sie nicht in einer Abfallentsorgungseinrichtung
der Kategorie A abgelagert werden, unterliegen Inertabfälle
und unverschmutzter Boden, die beim Aufsuchen, Gewinnen,
Aufbereiten und Lagern von mineralischen Rohstoffen sowie
beim Betrieb von Steinbrüchen anfallen, sowie Abfall, der
beim Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von Torf entsteht,
nicht den Artikeln 7 und 8, Artikel 11 Absätze 1 und 3,
Artikel 12, Artikel 13 Absatz 6 sowie den Artikeln 14 und 16.

Die zuständige Behörde kann die Anforderungen für die
Ablagerung nicht gefährlichen Abfalls, der beim Aufsuchen
mineralischer Rohstoffe entsteht, mit Ausnahme von Öl und
Evaporiten außer Gips und Anhydrit, sowie für die Ablage-
rung von unverschmutztem Boden und von Abfall, der beim
Gewinnen, Aufbereiten und Lagern von Torf anfällt, verringern
oder aussetzen, sofern sie überzeugt ist, dass die Anforderun-
gen des Artikels 4 erfüllt sind.

Die Mitgliedstaaten können die Anforderungen nach Artikel 11
Absatz 3, Artikel 12 Absätze 5 und 6, Artikel 13 Absatz 6,
Artikel 14 und 16 für nicht gefährliche Abfälle, die keine
Inertabfälle sind, verringern oder aussetzen, sofern sie nicht in
einer Abfallentsorgungseinrichtung der Kategorie A abgelagert
werden.

(4) Unbeschadet anderer gemeinschaftlicher Rechtsvorschrif-
ten unterliegen Abfälle, die in den Anwendungsbereich dieser
Richtlinie fallen, nicht der Richtlinie 1999/31/EG.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffs-
bestimmungen:

1. „Abfall“: Abfall im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a der
Richtlinie 75/442/EWG;

2. „gefährlicher Abfall“: Abfall im Sinne von Artikel 1
Absatz 4 der Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom
12. Dezember 1991 über gefährliche Abfälle (3);

3. „Inertabfälle“: Abfälle, die keinen wesentlichen physika-
lischen, chemischen oder biologischen Veränderungen
unterliegen. Inertabfälle lösen sich nicht auf, brennen
nicht und reagieren nicht in anderer Weise physikalisch
oder chemisch, sie bauen sich nicht biologisch ab und
beeinträchtigen nicht andere Materialien, mit denen sie in
Kontakt kommen in einer Weise, die zu Umweltver-
schmutzung führen oder sich negativ auf die menschliche
Gesundheit auswirken könnte. Die gesamte Auslaugbar-
keit und der Schadstoffgehalt der Abfälle sowie die
Ökotoxizität des Sickerwassers müssen unerheblich sein
und dürfen insbesondere nicht die Qualität von Ober-
flächenwasser und/oder Grundwasser gefährden;
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4. „unverschmutzter Boden“: Boden, der bei der Mineralge-
winnung von der obersten Schicht des Erdreichs entfernt
wird und weder nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats, in dem sich der Standort
befindet, noch nach dem Gemeinschaftsrecht als ver-
schmutzt gilt;

5. „mineralische Rohstoffe“ oder „Mineral“: natürlich in der
Erdkruste vorkommende Ablagerungen von organischen
oder anorganischen Stoffen wie Energierohstoffe, Erze,
Industrieminerale und Baurohstoffe, jedoch kein Wasser;

6. „mineralgewinnende Industrie“: sämtliche Einrichtungen
und Unternehmen, die mineralische Rohstoffe im Tage-
bau oder Untertagebau zu kommerziellen Zwecken
gewinnen, einschließlich der Gewinnung im Bohrloch-
bergbau und/oder des Aufbereitens der gewonnenen
Materialien;

7. „Offshore“: der Bereich des Meeres und des Meeresbo-
dens, der sich von der normalen oder unteren Niedrig-
wassermarke aus seewärts erstreckt;

8. „Aufbereiten“: der mechanische, physikalische, biologi-
sche, thermische oder chemische Prozess oder die
Kombination solcher Prozesse, denen mineralische
Rohstoffe zur Gewinnung des Minerals unterzogen
werden, einschließlich solcher aus dem Betrieb von
Steinbrüchen zur Mineralgewinnung, einschließlich Bre-
chen, Klassierung, Trennung und Auslaugung, sowie das
Wiederaufbereiten von Abgängen, ausgenommen das
Schmelzen, thermische Gewinnungsprozesse (jedoch
nicht das Brennen von Kalk) und metallurgische Pro-
zesse;

9. „Berge“: feste Rückstände oder Schlämme, die nach der
Aufbereitung der Minerale, bei der die Wertminerale vom
tauben Gestein getrennt werden (z. B. durch Brechen,
Mahlen, Sortieren nach Größe, Flotation und sonstige
physikalisch-chemische Techniken) zurückbleiben;

10. „Halde“: eine zur Ablagerung fester Abfälle oberirdisch
errichtete Anlage;

11. „Damm“: ein angelegtes Bauwerk, das Wasser und/oder
Abfälle in einem Absetzteich stauen oder zurückhalten
soll;

12. „Absetzteich“: eine natürliche oder künstlich angelegte
Einrichtung zur Aufnahme feinkörniger Abfälle, übli-
cherweise Berge mit unterschiedlich großen Mengen
nicht gebundenen Wassers, die bei der Aufbereitung
mineralischer Rohstoffe und der Reinigung und Klärung
von Prozesswasser anfallen;

13. „leicht freisetzbares Zyanid“: Zyanid und Zyanidverbin-
dungen, die in einer schwachen Säure mit einem
bestimmten pH-Wert gelöst sind;

14. „Sickerwasser“: jede Flüssigkeit, die durch die abgela-
gerten Abfälle sickert und aus der Abfallentsorgungsein-
richtung austritt oder in ihr zurückgehalten wird,
einschließlich verschmutzter Drainage, die unbehandelt
negative Auswirkungen auf die Umwelt haben kann;

15. „Abfallentsorgungseinrichtung“: ein Bereich, der für
folgende Zeiträume für die Sammlung oder Ablagerung
von festen, flüssigen, gelösten oder in Suspension
gebrachten mineralischen Abfällen ausgewiesen wird:

— keine Befristung bei Abfallentsorgungseinrichtun-
gen der Kategorie A und Einrichtungen für Abfall,
der im Abfallbewirtschaftungsplan als gefährlich
beschrieben ist;

— für mehr als sechs Monate bei Einrichtungen für
gefährlichen Abfall, der unerwartet anfällt;

— für mehr als ein Jahr bei Einrichtungen für nicht
gefährliche Abfälle, die keine Inertabfälle sind;

— für mehr als drei Jahre bei Einrichtungen für
unverschmutzten Boden, für nicht gefährlichen
Abfall, der beim Aufsuchen entsteht, für Abfälle
aus der Gewinnung, Aufbereitung und Lagerung
von Torf sowie für Inertabfälle.

Solche Einrichtungen verfügen in der Regel über einen
Damm oder sonstige bauliche Vorkehrungen zur Auf-
nahme, zum Zurückhalten, zum Aufstauen oder zur
Erfüllung anderer Funktionen, wozu, wenn auch nicht
ausschließlich, Halden und Absetzteiche gehören, jedoch
keine Abbauhohlräume, in die der Abfall nach Gewin-
nung des Minerals zu Sanierungs- und baulichen Zwek-
ken zurück verbracht wird;

16. „schwerer Unfall“: ein Ereignis am Standort, das bei
einem die Bewirtschaftung von mineralischen Abfällen
umfassenden Betriebsprozess in einer der unter diese
Richtlinie fallenden Einrichtung eintritt und das entweder
sofort oder auf lange Sicht am Standort selbst oder
außerhalb des Standorts zu einer ernsten Gefährdung der
menschlichen Gesundheit und/oder der Umwelt führt;

17. „gefährlicher Stoff“: ein Stoff, eine Mischung oder eine
Zubereitung, der/die im Sinne der Richtlinie 67/548/
EWG (1) oder der Richtlinie 1999/45/EG (2) als gefährlich
gilt;

18. „beste verfügbare Techniken“: die Techniken im Sinne
von Artikel 2 Absatz 11 der Richtlinie 96/61/EG;
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19. „aufnehmender Wasserkörper“: Oberflächengewässer,
Grundwasser, Übergangsgewässer und Küstengewässer
im Sinne von Artikel 2 Nummern 1, 2, 6 und 7 der
Richtlinie 2000/60/EG;

20. „Sanierung“: die Behandlung des durch eine Abfall-
entsorgungseinrichtung belasteten Areals mit dem Ziel,
das Areal wieder in einen zufrieden stellenden Zustand
zu versetzen, insbesondere im Hinblick auf den Zustand
des Bodens, wild lebende Tiere und Pflanzen, natürliche
Lebensräume, Süßwassersysteme und Landschaften sowie
auf geeignete sinnvolle Nutzungsmöglichkeiten;

21. „Aufsuchen“: die Suche nach wirtschaftlich nutzbaren
Minerallagerstätten, einschließlich Probenahme, Massen-
beprobung, Bohren und Aushub, jedoch ausschließlich
aller Arbeiten zur Erschließung solcher Lagerstätten und
aller Tätigkeiten, die unmittelbar mit dem bereits
laufenden Betrieb einer mineralgewinnenden Industrie
zusammenhängen;

22. „Öffentlichkeit“: eine oder mehrere natürliche oder
juristische Personen und je nach einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften oder Praxis ihre Vereinigungen, Organisa-
tionen oder Gruppen;

23. „betroffene Öffentlichkeit“: die Öffentlichkeit, die von den
umweltpolitischen Entscheidungen im Rahmen der
Artikel 6 und 7 dieser Richtlinie betroffen oder wahr-
scheinlich betroffen ist bzw. ein Interesse an diesen
Entscheidungen hat; für die Zwecke dieser Begriffs-
bestimmung ist davon auszugehen, dass Nichtregierungs-
organisationen im Bereich des Umweltschutzes, die den
einschlägigen Anforderungen einzelstaatlichen Rechts
genügen, ein derartiges Interesse an diesen Entscheidun-
gen haben;

24. „Betreiber“: die natürliche oder juristische Person, die
gemäß den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Mit-
gliedstaats, in dem die Bewirtschaftung der Abfälle —

einschließlich der vorübergehenden Lagerung minerali-
scher Abfälle sowie der Betriebs- und Nachsorgephasen
— stattfindet, für die Bewirtschaftung von mineralischen
Abfällen verantwortlich ist;

25. „Abfallbesitzer“: der Erzeuger der mineralischen Abfälle
oder die natürliche oder juristische Person, in deren
Besitz sich diese Abfälle befinden;

26. „befähigte Person“: eine natürliche Person, die gemäß der
Definition der innerstaatlichen Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats, in dem die betreffende Person tätig ist,
über die technischen Kenntnisse und Erfahrungen
verfügt, um die Verpflichtungen aufgrund dieser Rich-
tlinie zu erfüllen;

27. „zuständige Behörde“: die Behörde(n), die ein Mitglied-
staat als für die Erfüllung der Verpflichtungen aus dieser
Richtlinie verantwortliche Stelle(n) bezeichnet;

28. „Standort“: die gesamte Fläche eines bestimmten geogra-
fischen Orts, die von einem Betreiber bewirtschaftet
wird;

29. „wesentliche Änderung“: eine Änderung im Aufbau oder
Betrieb einer Abfallentsorgungseinrichtung, die nach
Ansicht der zuständigen Behörde erhebliche negative
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die
Umwelt haben kann.

Artikel 4

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass mineralische Abfälle so
bewirtschaftet werden, dass die menschliche Gesundheit nicht
gefährdet wird und keine potenziell umweltschädlichen
Verfahren oder Methoden angewandt werden und dass
insbesondere keine Gefährdung von Wasser, Luft, Boden,
Fauna und Flora, keine Lärm- oder Geruchsbelästigung und
keine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes oder eines Ortes
von besonderem Interesse auftritt. Die Mitgliedstaaten ergrei-
fen ferner die erforderlichen Maßnahmen, um eine unkontroll-
ierte Ablagerung oder Ableitung von mineralischen Abfällen
zu verbieten.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Betreiber alle
erforderlichen Maßnahmen ergreift, um etwaige negative
Auswirkungen auf die Umwelt und die menschliche Gesund-
heit infolge der Bewirtschaftung mineralischer Abfälle so weit
wie möglich zu vermeiden bzw. zu verringern. Dies umfasst
die Überwachung der Abfallentsorgungseinrichtung, auch
nach deren Stilllegung, sowie die Verhütung schwerer Unfälle
aufgrund dieser Einrichtung und die Eindämmung ihrer
Folgen für die Umwelt und die menschliche Gesundheit.

(3) Bei den in Absatz 2 genannten Maßnahmen sind unter
anderem die besten verfügbaren Techniken im Hinblick auf die
Eigenschaften der Abfallentsorgungseinrichtung, ihres Stand-
orts und der Umweltbedingungen vor Ort heranzuziehen,
ohne jedoch den Einsatz einer bestimmten Technik oder
Technologie vorzuschreiben.

Artikel 5

Abfallbewirtschaftungsplan

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Betreiber einen
Abfallbewirtschaftungsplan für die Minimierung, Behandlung,
Verwertung und Beseitigung des mineralischen Abfalls unter
Berücksichtigung des Grundsatzes der nachhaltigen Entwick-
lung aufstellt.

(2) Mit dem Abfallbewirtschaftungsplan werden die nach-
stehenden Ziele verfolgt:

a) Vermeidung oder Verringerung der Entstehung von
Abfällen und ihrer Schädlichkeit, insbesondere durch:

i) Berücksichtigung der Abfallbewirtschaftung bereits
in der Planungsphase und bei der Wahl des
Verfahrens zur Gewinnung und Aufbereitung der
Minerale;

ii) Berücksichtigung der Veränderungen, die minerali-
sche Abfälle infolge der größeren Oberfläche und
der Übertage-Exposition durchlaufen können;

iii) Verwendung der mineralischen Abfälle zum Ver-
füllen von Abbauhohlräumen nach Gewinnung des
Minerals, soweit dies technisch und wirtschaftlich
möglich und gemäß den auf Gemeinschaftsebene
geltenden Umweltschutznormen und den einschlä-
gigen Anforderungen dieser Richtlinie für die
Umwelt unbedenklich ist;
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iv) Wiederaufbringen des Oberbodens nach Stilllegung
der Abfallentsorgungseinrichtung oder — wenn
dies nicht möglich ist — Verwendung des Ober-
bodens an einem anderen Ort;

v) Einsatz weniger schädlicher Stoffe bei der Auf-
bereitung mineralischer Rohstoffe;

b) Förderung der Verwertung mineralischer Abfälle durch
Recycling, Wiederverwendung oder Regenerierung,
sofern dies gemäß den auf Gemeinschaftsebene geltenden
Umweltschutznormen und gegebenenfalls mit den
Anforderungen dieser Richtlinie für die Umwelt unbe-
denklich ist;

c) Sicherstellung einer kurz- und langfristig sicheren
Beseitigung der mineralischen Abfälle, insbesondere
indem in der Planungsphase die Bewirtschaftung wäh-
rend der Betriebsphase und nach der Stilllegung berück-
sichtigt wird und ein Konzept gewählt wird, das

i) nur wenig und — wenn möglich — schließlich gar
keine Überwachung, Kontrolle und Verwaltung der
stillgelegten Abfallentsorgungseinrichtung erfordert,

ii) langfristig negative Auswirkungen, die zum Beispiel
auf das Austreten von Luft- und Wasserschadstoffen
aus der Abfallentsorgungseinrichtung zurückge-
führt werden können, verhindert oder zumindest
so weit wie möglich verringert, und

iii) die langfristige geotechnischen Stabilität von Däm-
men oder Halden, die über das vorher bestehende
Oberflächenniveau hinausragen, sicherstellt.

(3) Der Abfallbewirtschaftungsplan umfasst mindestens
Folgendes:

a) gegebenenfalls die vorgesehene Einstufung der Abfall-
entsorgungseinrichtung gemäß den Kriterien in
Anhang III:

— den Nachweis dafür, dass gemäß Artikel 6 Absatz 3
eine Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle, ein
Sicherheitsmanagement zu deren Umsetzung und
ein interner Notfallplan eingeführt wurden, wenn
eine Abfallentsorgungseinrichtung der Kategorie A
erforderlich ist;

— für den Fall, dass nach Ansicht des Betreibers eine
Abfallentsorgungseinrichtung der Kategorie A nicht
erforderlich ist, ausreichende Informationen, die
dies rechtfertigen, einschließlich einer Einschätzung
der möglichen Gefährdung durch Unfälle;

b) eine Charakterisierung der Abfälle gemäß Anhang II und
Angabe der geschätzten während der Betriebsphase
anfallenden Gesamtmenge mineralischer Abfälle;

c) eine Beschreibung der Verfahren, bei denen diese Abfälle
entstehen, und jeglicher Nachbehandlung, der diese
unterzogen werden;

d) eine Beschreibung, inwiefern sich die Ablagerung dieser
Abfälle nachteilig auf die Umwelt und die menschliche
Gesundheit auswirken kann und welche Vorkehrungen
getroffen werden müssen, um die Umweltauswirkungen
während des Betriebs und nach der Stilllegung, auch im
Hinblick auf die in Artikel 11 Absatz 2 Buchstaben a, b, d
und e genannten Aspekte, möglichst gering zu halten;

e) die vorgeschlagenen Kontroll- und Überwachungsmaß-
nahmen gemäß Artikel 10 (soweit zutreffend) und
Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe c;

f) den Vorschlag für die Pläne zur Stilllegung, einschließlich
Sanierung, Nachsorgephase und Überwachung gemäß
Artikel 12;

g) Maßnahmen zur Vermeidung der Verschlechterung des
Zustands von Gewässern im Einklang mit der Richtlinie
2000/60/EG und der Vermeidung oder Minimierung der
Verschmutzung von Luft und Boden gemäß Artikel 13;

h) eine Erhebung des Zustandes des von der Abfallentsor-
gungseinrichtung belasteten Areals.

Der Abfallbewirtschaftungsplan muss genügend Informatio-
nen enthalten, damit die zuständige Behörde beurteilen kann,
ob der Betreiber in der Lage ist, die in Absatz 2 dargelegten
Ziele des Abfallbewirtschaftungsplans zu erreichen und seine
Pflichten aufgrund dieser Richtlinie zu erfüllen. Der Plan
enthält insbesondere eine Erklärung darüber, wie mit dem
gemäß Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i unter Berücksichtigung
der Abfallbewirtschaftungsmöglichkeiten gewählten Verfahren
die Ziele des Abfallbewirtschaftungsplans gemäß Absatz 2
Buchstabe a erfüllt werden.

(4) Der Abfallbewirtschaftungsplan wird alle fünf Jahre
überprüft und/oder gegebenenfalls angepasst, wenn sich der
Betrieb der Abfallentsorgungseinrichtung oder der abgelagerte
Abfall wesentlich verändert hat. Alle Veränderungen werden
der zuständigen Behörde mitgeteilt.

(5) Pläne, die aufgrund anderer einzelstaatlicher oder
gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften entwickelt wurden
und die in Absatz 3 genannten Informationen enthalten,
können verwendet werden, wenn dadurch unnötige Doppel-
angaben bzw. Doppelarbeit für den Betreiber vermieden
werden kann, vorausgesetzt, alle Anforderungen der
Absätze 1 bis 4 werden erfüllt.

(6) Die zuständige Behörde billigt den Abfallbewirtschaft-
ungsplan nach Verfahren, die von den Mitgliedstaaten fest-
zulegen sind, und überwacht seine Durchführung.

Artikel 6

Vermeidung von schweren Unfällen und Information

(1) Dieser Artikel gilt für Abfallentsorgungseinrichtungen
der Kategorie A, jedoch nicht für Abfallentsorgungseinrich-
tungen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 96/82/
EG fallen.
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(2) Unbeschadet sonstiger Gemeinschaftsvorschriften, insbe-
sondere der Richtlinien 92/91/EWG und 92/104/EWG, stellen
die Mitgliedstaaten sicher, dass festgestellt wird, wo Gefahren
für schwere Unfälle bestehen und dass bei Gestaltung, Bau,
Betrieb, Instandhaltung, Stilllegung und Nachsorge der Abfall-
entsorgungseinrichtung die notwendigen Maßnahmen getrof-
fen werden, um solche Unfälle zu verhindern bzw. ihre Folgen
für die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt, auch
grenzüberschreitend, zu begrenzen.

(3) Für die Zwecke der in Absatz 2 genannten Bestimmun-
gen stellt jeder Betreiber vor Aufnahme des Betriebs eine
Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle im Zusammen-
hang mit der Bewirtschaftung von mineralischen Abfällen auf
und führt zu deren Umsetzung ein Sicherheitsmanagement
ein, das die in Anhang I Abschnitt 1 genannten Elemente
enthält; ferner führt er einen internen Notfallplan mit Angabe
der im Notfall vor Ort zu ergreifenden Maßnahmen ein.

Hierfür ernennt der Betreiber einen Sicherheitsbeauftragten,
der für die Umsetzung und regelmäßige Überwachung der
Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle verantwortlich ist.

Die zuständige Behörde stellt einen externen Notfallplan mit
Angabe der im Notfall im Umkreis des Standorts zu
ergreifenden Maßnahmen auf. Der Betreiber stellt der
zuständigen Behörde als Teil des Genehmigungsantrags die
für die Aufstellung dieses Plans erforderlichen Informationen
zur Verfügung.

(4) Mit den in Absatz 3 genannten Notfallplänen werden
folgende Ziele verfolgt:

a) die Begrenzung und Beherrschung der Gefahren bei
schweren Unfällen und anderen Vorfällen mit dem Ziel,
deren Auswirkungen zu minimieren und insbesondere
Schäden für die menschliche Gesundheit und die Umwelt
einzuschränken;

b) die Durchführung der Maßnahmen, die für den Schutz
der menschlichen Gesundheit und der Umwelt vor den
Folgen schwerer Unfälle und sonstiger Vorfälle erforder-
lich sind;

c) die Unterrichtung der Öffentlichkeit und der relevanten
Stellen oder Behörden im gebotenen Umfang;

d) die Sicherstellung der Sanierung, Wiederherstellung und
Säuberung der Umwelt nach einem schweren Unfall.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Betreiber bei einem
schweren Unfall der zuständigen Behörde unverzüglich alle
erforderlichen Informationen zur Verfügung stellt, um die
Folgen des Unfalls für die menschliche Gesundheit zu
minimieren und das Ausmaß der tatsächlichen oder poten-
ziellen Umweltschäden zu bewerten und auf ein Minimum zu
begrenzen.

(5) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass der betroffenen
Öffentlichkeit frühzeitig und effektiv die Möglichkeit gegeben
wird, sich an der Aufstellung oder Überprüfung des gemäß
Absatz 3 zu erstellenden externen Notfallplans zu beteiligen.
Zu diesem Zweck wird die betroffene Öffentlichkeit über alle

derartigen Vorschläge unterrichtet und werden ihr die
einschlägigen Informationen zur Verfügung gestellt, wie etwa
Informationen über das Recht auf Beteiligung an Entschei-
dungsprozessen und darüber, an welche Behörde Bemerkun-
gen und Fragen gerichtet werden können.

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Öffentlichkeit das
Recht erhält, sich innerhalb angemessener Fristen zu äußern,
und dass bei der Entscheidung über den externen Notfallplan
das Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit angemessen
berücksichtigt wird.

(6) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass Informationen
über die Sicherheitsmaßnahmen und über die bei einem Unfall
zu ergreifenden Maßnahmen, die zumindest die unter
Anhang I Abschnitt 2 genannten Elemente enthalten, der
betroffenen Öffentlichkeit ohne weiteres und kostenfrei zur
Verfügung gestellt werden.

Diese Informationen sind alle drei Jahre zu überprüfen und
nötigenfalls zu aktualisieren.

Artikel 7

Antrag und Genehmigung

(1) Abfallentsorgungseinrichtungen dürfen nur mit Geneh-
migung der zuständigen Behörde in Betrieb gehen. Die
Genehmigung enthält die in Absatz 2 dieses Artikels
aufgeführten Elemente sowie klare Angaben darüber, welcher
Kategorie die Abfallentsorgungseinrichtung gemäß den in
Artikel 9 genannten Kriterien angehört.

Sofern sämtliche Bestimmungen dieses Artikels eingehalten
werden, können Genehmigungen, die auf der Grundlage
anderer innerstaatlicher oder gemeinschaftlicher Rechtsvor-
schriften erteilt wurden, zu einer einzigen Genehmigung
zusammengefasst werden, wenn dadurch Doppelangaben und
Doppelarbeit durch den Betreiber und die zuständige Behörde
vermieden werden können. Die in Absatz 2 genannten
Angaben können in einer oder mehreren Genehmigungen
erfasst werden, sofern sämtliche Bestimmungen dieses Artikels
eingehalten werden.

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung enthält
mindestens die folgenden Angaben:

a) die Identität des Betreibers;

b) den vorgesehenen Standort der Abfallentsorgungsein-
richtung und etwaige Alternativstandorte;

c) den Abfallbewirtschaftungsplan gemäß Artikel 5;

d) geeignete Vorkehrungen zur Stellung der in Artikel 14
geforderten finanziellen Sicherheitsleistung oder etwas
Gleichwertigem;

e) die vom Betreiber gemäß Artikel 5 der Richtlinie 85/337/
EWG (1) gelieferten Informationen, wenn eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gemäß der genannten Richtlinie
erforderlich ist.
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(3) Die zuständige Behörde erteilt die Genehmigung nur,
wenn sie davon überzeugt ist, dass

a) der Betreiber die einschlägigen Anforderungen dieser
Richtlinie erfüllt;

b) die Abfallentsorgung mit der Durchführung des Abfall-
bewirtschaftungsplans bzw. der Abfallbewirtschaftungs-
pläne nach Artikel 7 der Richtlinie 75/442/EWG nicht in
unmittelbarem Widerspruch steht oder die Durchfüh-
rung in anderer Weise beeinträchtigt.

(4) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass die zuständigen Behörden die
Genehmigungsbedingungen regelmäßig überprüfen und erfor-
derlichenfalls aktualisieren, und zwar

— im Falle wesentlicher Änderungen im Betrieb der Abfall-
entsorgungseinrichtung oder bei den abgelagerten Abfäl-
len;

— auf der Grundlage der Ergebnisse der vom Betreiber
gemäß Artikel 11 Absatz 3 mitgeteilten Überwachungs-
ergebnisse oder der gemäß Artikel 17 durchgeführten
Inspektionen;

— aufgrund eines Informationsaustauschs über wesentliche
Änderungen bei den besten verfügbaren Techniken
gemäß Artikel 21 Absatz 3.

(5) Die gemäß diesem Artikel in der Genehmigung ent-
haltenen Informationen sind den zuständigen statistischen
Ämtern der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft zur
Verfügung zu stellen, sofern dies für statistische Zwecke
gefordert wird. Sensible Informationen rein kommerzieller
Art, wie etwa Angaben zu Geschäftsverbindungen oder zu
Kostenbestandteilen sowie zum Umfang der wirtschaftlichen
Mineralreserven, dürfen nicht veröffentlicht werden.

Artikel 8

Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Die Öffentlichkeit wird durch öffentliche Bekanntma-
chung oder andere geeignete Mittel, z. B. elektronische
Medien, wenn vorhanden, in einem frühen Stadium des
Genehmigungsverfahrens bzw. spätestens dann, wenn die
Informationen nach vernünftigem Ermessen zur Verfügung
gestellt werden können, über folgende Einzelheiten unter-
richtet:

a) über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung;

b) soweit zutreffend, darüber, dass eine Entscheidung über
den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung der Kon-
sultation zwischen den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 16
bedarf;

c) über die für die Entscheidung zuständigen Behörden, bei
denen einschlägige Informationen eingeholt und denen
Bemerkungen oder Fragen übermittelt werden können,
sowie über Einzelheiten zu den Fristen für die Ein-
reichung von Bemerkungen oder Fragen;

d) über die Art der möglichen Entscheidungen;

e) falls zutreffend, über Einzelheiten des Antrags auf
Aktualisierung einer Genehmigung oder der Genehmi-
gungsbedingungen;

f) über Zeit, Ort bzw. Mittel der Bekanntgabe relevanter
Informationen;

g) über Einzelheiten zur Regelung der Beteiligung der
Öffentlichkeit gemäß Absatz 7.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der betroffenen
Öffentlichkeit innerhalb angemessener Fristen folgende Infor-
mationen zugänglich gemacht werden:

a) die nach einzelstaatlichem Recht wichtigsten Berichte
und Stellungnahmen, die der zuständigen Behörde zum
Zeitpunkt der gemäß Absatz 1 erfolgten Unterrichtung
der Öffentlichkeit übermittelt worden waren;

b) im Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie 2003/
4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu
Umweltinformationen (1) weitere als die in Absatz 1
genannten Informationen, die für die Entscheidung
gemäß Artikel 7 relevant sind und erst verfügbar werden,
nachdem die Öffentlichkeit gemäß Absatz 1 des
vorliegenden Artikels unterrichtet wurde.

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um
dafür zu sorgen, dass der Öffentlichkeit im Einklang mit
Absatz 1 des vorliegenden Artikels Informationen über eine
Aktualisierung der Genehmigungsbedingungen gemäß Arti-
kel 7 Absatz 4 bereitgestellt werden.

(4) Die betroffene Öffentlichkeit hat das Recht, der zustän-
digen Behörde vor der endgültigen Entscheidung ihre
Bemerkungen und Standpunkte mitzuteilen.

(5) Die Ergebnisse der gemäß diesem Artikel durchgeführten
Konsultationen werden bei der Entscheidungsfindung gebüh-
rend berücksichtigt.

(6) Die zuständige Behörde unterrichtet die Öffentlichkeit
nach der Entscheidungsfindung auf geeignete Weise und stellt
der betroffenen Öffentlichkeit die folgenden Informationen
zur Verfügung:

a) den Inhalt der Entscheidung, einschließlich einer Kopie
der Genehmigung;

b) die Gründe und Erwägungen für die Entscheidung.
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(7) Die Einzelheiten der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
diesem Artikel werden von den Mitgliedstaaten so festgelegt,
dass der betroffenen Öffentlichkeit eine effektive Vorbereitung
und Beteiligung ermöglicht wird.

Artikel 9

Klassifikationssystem für
Abfallentsorgungseinrichtungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie stufen die zuständigen
Behörden eine Abfallentsorgungseinrichtung nach den in
Anhang III festgelegten Kriterien in die Kategorie A ein.

Artikel 10

Abbauhohlräume

(1) Die Mitgliedstaten stellen sicher, dass der Betreiber bei
der Einbringung von mineralischen Abfällen zu Bau- oder
Sanierungszwecken in Abbauhohlräume, die im Tagebau oder
im Untertagebau entstanden sind, geeignete Maßnahmen
ergreift, um

1. die Stabilität der mineralischen Abfälle entsprechend
Artikel 11 Absatz 2 zu gewährleisten;

2. die Verschmutzung des Bodens sowie des Oberflächen-
und Grundwassers entsprechend Artikel 13 Absätze 1, 3
und 5 zu vermeiden;

3. die Überwachung der mineralischen Abfälle und der
Abbauhohlräume entsprechend Artikel 12 Absätze 4
und 5 sicherzustellen.

(2) Die Richtlinie 1999/31/EG findet gegebenenfalls weiter-
hin Anwendung auf nichtmineralische Abfälle, die zum
Verfüllen von Abbauhohlräumen verwendet werden.

Artikel 11

Bau und Betrieb von Abfallentsorgungseinrichtungen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen durch geeignete Maßnahmen
sicher, dass der Betrieb einer Abfallentsorgungseinrichtung in
den Händen einer befähigten Person liegt und dass für die
technische Entwicklung und die Ausbildung des Personals
gesorgt ist.

(2) Die zuständige Behörde vergewissert sich, dass beim Bau
einer neuen Abfallentsorgungseinrichtung oder der Verände-
rung einer bereits bestehenden Einrichtung der Betreiber
Folgendes gewährleistet:

a) Die Abfallentsorgungseinrichtung befindet sich an einem
geeigneten Standort, wobei insbesondere die auf Gemein-
schaftsrecht oder einzelstaatlichem Recht basierenden
Pflichten betreffend geschützte Gebiete sowie geologi-
sche, hydrologische, hydrogeologische, seismische und
geotechnologische Faktoren berücksichtigt wurden, und
die Einrichtung ist so ausgelegt, dass die erforderlichen
Voraussetzungen zur kurz- und langfristigen Vermeidung

einer Verschmutzung von Boden, Luft, Grund- und
Oberflächenwasser insbesondere unter Berücksichtigung
der Richtlinien 76/464/EWG (1) und 80/68/EWG (2)
sowie der Richtlinie 2000/60/EG erfüllt sind und —

sofern dies in der Genehmigung verlangt wird — ein
wirksames Auffangen von verschmutztem Wasser und
Sickerwasser gewährleistet ist und Wasser- und Windero-
sion so weit wie technisch möglich und wirtschaftlich
tragbar verringert werden.

b) Die Abfallentsorgungseinrichtung wird so gebaut, betrie-
ben und gewartet, dass ihre physikalische Stabilität
gewährleistet ist und eine Verschmutzung bzw. Kon-
taminierung von Boden, Luft, Oberflächen- und Grund-
wasser kurz- und langfristig vermieden und die
Beeinträchtigung der Landschaft so gering wie möglich
gehalten wird.

c) Für die regelmäßige Überwachung und Inspektion der
Abfallentsorgungseinrichtung durch befähigte Personen
bestehen ebenso Pläne und Vorkehrungen wie für
Maßnahmen, die einzuleiten sind, sobald sich Hinweise
auf eine Instabilität oder Verschmutzung von Wasser
oder Boden ergeben.

d) Es bestehen geeignete Vorkehrungen für die Sanierung
des Areals und die Stilllegung der Abfallentsorgungsein-
richtung.

e) Es bestehen geeignete Vorkehrungen für die Nachsorge-
phase der Abfallentsorgungseinrichtung.

Über die unter Buchstabe c genannten Überwachungen und
Inspektionen werden Aufzeichnungen geführt, um zusammen
mit den Genehmigungsunterlagen vor allem beim Wechsel des
Betreibers eine angemessene Weitergabe von Informationen
zu gewährleisten.

(3) Der Betreiber teilt der zuständigen Behörde unverzüglich,
spätestens jedoch nach 48 Stunden, alle Ereignisse mit, die die
Stabilität der Abfallentsorgungseinrichtung beeinträchtigen
könnten, sowie alle wesentlichen negativen Umweltauswir-
kungen, die bei der Kontrolle und Überwachung der Abfall-
entsorgungseinrichtung festgestellt wurden. Der Betreiber
wendet gegebenenfalls den internen Notfallplan an und
beachtet alle weiteren Anweisungen der zuständigen Behörde
hinsichtlich der zu ergreifenden Gegenmaßnahmen.
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Der Betreiber trägt die Kosten der zu treffenden Maßnahmen.

Der Betreiber erstattet in Zeitabständen, die von der
zuständigen Behörde festgelegt werden, in jedem Fall aber
mindestens einmal jährlich, den zuständigen Behörden
anhand der gesammelten Daten über alle Messergebnisse
Bericht, um nachzuweisen, dass die Voraussetzungen für die
Genehmigung erfüllt sind, und um weitere Erkenntnisse über
das Verhalten der Abfälle und der Abfallentsorgungsein-
richtung zu ermöglichen. Auf der Grundlage dieses Berichts
kann die zuständige Behörde entscheiden, dass eine Beur-
teilung durch einen unabhängigen Sachverständigen erforder-
lich ist.

Artikel 12

Stilllegung von Abfallentsorgungseinrichtungen und
Nachsorgephase

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen, um die Ein-
haltung der Absätze 2 bis 5 zu gewährleisten.

(2) Mit der Stilllegung einer Abfallentsorgungseinrichtung
darf erst dann begonnen werden, wenn eine der folgenden
Bedingungen erfüllt ist:

a) Die in der Genehmigung hierfür festgelegten Bedingun-
gen sind erfüllt.

b) Auf Antrag des Betreibers hat die zuständige Behörde
ihre Zustimmung erteilt.

c) Die zuständige Behörde hat hierfür eine begründete
Entscheidung erlassen.

(3) Eine Abfallentsorgungseinrichtung kann nur dann als
endgültig stillgelegt angesehen werden, wenn die zuständige
Behörde unverzüglich eine Schlussabnahme vor Ort durch-
geführt, alle vom Betreiber vorgelegten Berichte einer
Bewertung unterzogen, die Sanierung des durch die Abfall-
entsorgungseinrichtung belasteten Areals bescheinigt und dem
Betreiber ihre Zustimmung zur Stilllegung erteilt hat.

Mit dieser Zustimmung wird der Betreiber in keiner Weise von
den Verpflichtungen aufgrund der Genehmigungsbedingun-
gen oder sonstiger Rechtsvorschriften befreit.

(4) Der Betreiber einer Abfallentsorgungseinrichtung ist
nach deren endgültigen Stilllegung und unbeschadet jeglicher
innerstaatlicher oder gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften
über die Haftung des Abfallbesitzers für die Wartung,
Überwachung, Kontrolle sowie für Gegenmaßnahmen in der
Nachsorgephase verantwortlich, solange die zuständige
Behörde dies unter Berücksichtigung der Art und Dauer der
von der Einrichtung ausgehenden Gefährdung für erforderlich
hält, es sei denn, die zuständige Behörde beschließt, diese
Aufgaben vom Betreiber zu übernehmen.

(5) Sofern die zuständige Behörde dies zur Erfüllung von im
Gemeinschaftsrecht, insbesondere in den Richtlinien 76/464/
EWG, 80/68/EWG und 2000/60/EG, festgelegten Umweltan-
forderungen nach der Stilllegung einer Abfallentsorgungsein-
richtung für notwendig erachtet, überwacht der Betreiber
unter anderem die physikalische und chemische Stabilität der
Einrichtung und sorgt dafür, dass etwaige negative Auswir-
kungen auf die Umwelt, insbesondere auf Oberflächen- und
Grundwasser, möglichst gering gehalten werden, indem er
gewährleistet, dass

a) alle Strukturen der Abfallentsorgungseinrichtung mit
Hilfe von stets einsatzbereiten Mess- und Überwachungs-
geräten überwacht und in Stand gehalten werden;

b) etwaige Überlaufkanäle und ‑rinnen sauber und frei
gehalten werden.

(6) Nach der Stilllegung einer Abfallentsorgungseinrichtung
teilt der Betreiber der zuständigen Behörde unverzüglich alle
Ereignisse oder Entwicklungen mit, die die Stabilität der
Abfallentsorgungseinrichtung beeinträchtigen könnten, sowie
alle wesentlichen negativen Umweltauswirkungen, die bei der
entsprechenden Kontrolle und Überwachung festgestellt
wurden. Der Betreiber wendet gegebenenfalls den internen
Notfallplan an und beachtet alle weiteren Anweisungen der
zuständigen Behörde hinsichtlich der zu ergreifenden Maß-
nahmen.

Der Betreiber trägt die Kosten der zu treffenden Maßnahmen.

Der Betreiber erstattet in Fällen und in Zeitabständen, die von
der zuständigen Behörde festgelegt werden, dieser anhand der
gesammelten Daten über alle Messergebnisse Bericht, um
nachzuweisen, dass die Voraussetzungen für die Genehmigung
erfüllt sind, und um weitere Erkenntnisse über das Verhalten
der Abfälle und der Abfallentsorgungseinrichtung zu gewin-
nen.

Artikel 13

Vermeidung der Verschlechterung des Gewässerzustands
und Vermeidung der Verschmutzung von Luft und Boden

(1) Die zuständige Behörde vergewissert sich, dass der
Betreiber die zur Einhaltung der gemeinschaftlichen Umwelt-
normen, insbesondere zur Vermeidung einer Verschlechterung
des gegenwärtigen Wasserzustands gemäß der Richtlinie
2000/60/EG, notwendigen Maßnahmen ergreift, indem er

a) das Potenzial der Sickerwasserbildung der abgelagerten
Abfälle, einschließlich des Schadstoffgehalts des Sik-
kerwassers, sowohl während der Betriebs- als auch
während der Nachsorgephase der Abfallentsorgungsein-
richtung bewertet und die Wasserbilanz der Anlage
bestimmt;

b) die Bildung von Sickerwasser sowie die Verschmutzung
des Bodens sowie des Oberflächen- oder Grundwassers
durch die Abfälle vermeidet oder so gering wie möglich
hält;
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c) verschmutztes Wasser und Sickerwasser aus der Abfall-
entsorgungseinrichtung so auffängt und behandelt, dass
die für eine Einleitung in Gewässer erforderliche Qualität
erreicht wird.

(2) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass der Betreiber
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung oder zur Verringerung
von Staub- und Gasemissionen getroffen hat.

(3) Hat die zuständige Behörde aufgrund einer Bewertung
der Umweltrisiken unter besonderer Berücksichtigung der
Richtlinien 76/464/EWG, 80/68/EWG bzw. 2000/60/EG
entschieden, dass die Sammlung und Behandlung von Sik-
kerwasser nicht erforderlich ist, oder wurde festgestellt, dass
die Abfallentsorgungseinrichtung keine Gefährdung für den
Boden oder das Grund- oder Oberflächenwasser darstellt, so
können die Anforderungen gemäß Absatz 1 Buchstaben b
und c verringert oder ausgesetzt werden.

(4) Die Mitgliedstaaten gestatten die Einleitung mineralischer
Abfälle, sei es in fester oder flüssiger Form oder als Schlamm,
in aufnehmende Gewässerkörper, die nicht zu diesem Zweck
angelegt wurden, nur unter der Voraussetzung, dass der
Betreiber die einschlägigen Bedingungen der Richtlinien 76/
464/EWG, 80/68/EWG und 2000/60/EG erfüllt.

(5) Der Betreiber ergreift bei der Einbringung von minera-
lischen Abfällen in Abbauhohlräume, die im Tagebau oder im
Untertagebau entstanden sind und deren Flutung nach der
Stilllegung zugelassen wird, geeignete Maßnahmen, um
entsprechend Absatz 1 und Absatz 3 eine Verschlechterung
des Wasserzustands und eine Verseuchung des Bodens zu
vermeiden. Der Betreiber übermittelt der zuständigen Behörde
die Informationen, die sie benötigt, um die Erfüllung der aus
dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere aus der Richtlinie
2000/60/EG, erwachsenden Pflichten sicherzustellen.

(6) Bei Absetzteichen, die Zyanid enthalten, gewährleistet
der Betreiber, dass die Konzentration von leicht freisetzbarem
Zyanid mit Hilfe der besten verfügbaren Techniken so weit wie
möglich reduziert wird und dass bei Einrichtungen, für die vor
dem 1. Mai 2008 eine Genehmigung erteilt wurde oder die zu
diesem Zeitpunkt bereits in Betrieb sind, die Konzentration
von leicht freisetzbarem Zyanid am Punkt der Einleitung des
Bergematerials aus der Aufbereitungsanlage in den Absetzteich
keinesfalls folgende Werte überschreitet: 50 ppm ab dem
1. Mai 2008, 25 ppm ab dem 1. Mai 2013, 10 ppm ab dem
1. Mai 2018 und 10 ppm bei Abfallentsorgungseinrichtungen,
für die nach dem 1. Mai 2008 eine Genehmigung erteilt
wurde.

Auf Verlangen der zuständigen Behörde weist der Betreiber
durch eine Risikobewertung, die die standortspezifischen
Bedingungen berücksichtigt, nach, dass diese Konzentrationen
nicht weiter gesenkt zu werden brauchen.

Artikel 14

Finanzielle Sicherheitsleistung

(1) Vor der Aufnahme einer Tätigkeit zur Sammlung und
Ablagerung von mineralischen Abfällen in einer

Abfallentsorgungseinrichtung verlangt die zuständige Behörde
eine finanzielle Sicherheitsleistung (z. B. in Form der Hinter-
legung eines Betrags, wie etwa eines von dem Industriezweig
finanzierten Garantiefonds auf Gegenseitigkeit) oder etwas
Gleichwertiges nach von den Mitgliedstaaten festzulegenden
Modalitäten, so dass

a) alle Auflagen, die in der nach dieser Richtlinie erteilten
Genehmigung festgelegt sind, einschließlich der Bestim-
mungen für die Stilllegung, abgelöst sind;

b) zum gegebenen Zeitpunkt Mittel für die Sanierung des
durch die Abfallentsorgungseinrichtung belasteten Areals
wie in dem gemäß Artikel 5 aufgestellten und in der
Genehmigung gemäß Artikel 7 vorgeschriebenen Abfall-
bewirtschaftungsplan vorgesehen zur Verfügung stehen.

(2) Die Berechnung der in Absatz 1 genannten Sicherheits-
leistung beruht auf folgenden Faktoren:

a) den wahrscheinlichen Umweltauswirkungen der Abfall-
entsorgungseinrichtung, wobei insbesondere die Katego-
rie der Abfallentsorgungseinrichtung, die Beschaffenheit
der Abfälle sowie die künftige Nutzung des sanierten
Geländes zu berücksichtigen sind;

b) der Annahme, dass unabhängige und fachlich qualifi-
zierte Dritte die notwendigen Sanierungsarbeiten bewer-
ten und durchführen.

(3) Die Höhe der Sicherheitsleistung wird in regelmäßigen
Abständen angemessen an den Umfang von Sanierungsarbei-
ten angepasst, die auf dem durch die Abfallentsorgungsein-
richtung belasteten Areal wie in dem gemäß Artikel 5
aufgestellten und in der Genehmigung gemäß Artikel 7
vorgeschriebenen Abfallbewirtschaftungsplan vorgesehen
durchgeführt werden müssen.

(4) Genehmigt die zuständige Behörde die Stilllegung gemäß
Artikel 12 Absatz 3, so bestätigt sie dem Betreiber schriftlich,
dass er von seiner in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Verpflichtung zur Sicherheitsleistung mit Ausnahme der
Nachsorgeverpflichtung gemäß Artikel 12 Absatz 4 befreit ist.

Artikel 15

Umwelthaftung

In Anhang III der Richtlinie 2004/35/EG wird folgende
Nummer hinzugefügt:

„13. Die Bewirtschaftung von mineralischen Abfällen
gemäß der Richtlinie 2006/21/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über
die Bewirtschaftung von Abfällen aus der mineral-
gewinnenden Industrie (*).

(*) ABl. L 102 vom 11.4.2006, S. 15“
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Artikel 16

Grenzüberschreitende Auswirkungen

(1) Stellt ein Mitgliedstaat, in dem sich eine Abfallentsor-
gungseinrichtung befindet, fest, dass durch den Betrieb einer
Abfallentsorgungseinrichtung der Kategorie A voraussichtlich
signifikante nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt und
damit verbundene Gefahren für die menschliche Gesundheit in
einem anderen Mitgliedstaat entstehen, oder bittet ein hiervon
voraussichtlich betroffener Mitgliedstaat um entsprechende
Informationen, so leitet der Mitgliedstaat, in dessen Hoheits-
gebiet eine Genehmigung gemäß Artikel 7 beantragt wurde,
die im Rahmen dieses Artikels übermittelten Informationen
dem anderen Mitgliedstaat zur gleichen Zeit weiter, zu der er
sie den eigenen Bürgern zur Verfügung stellt.

Diese Informationen dienen als Grundlage für etwaige Kon-
sultationen, die im Rahmen der bilateralen Beziehungen
zwischen den beiden Mitgliedstaaten auf der Grundlage von
Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit erforderlich sind.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen im Rahmen ihrer bilateralen
Beziehungen dafür, dass bei den in Absatz 1 genannten Fällen
die Anträge während eines angemessenen Zeitraums auch der
betroffenen Öffentlichkeit des voraussichtlich betroffenen
Mitgliedstaates zur Verfügung stehen, damit diese das Recht
auf Stellungnahme wahrnehmen kann, ehe die zuständige
Behörde eine endgültige Entscheidung trifft.

(3) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass bei einem Unfall
im Zusammenhang mit einer in Absatz 1 genannten Abfall-
entsorgungseinrichtung die vom Betreiber der zuständigen
Behörde gemäß Artikel 6 Absatz 4 zur Verfügung gestellten
Informationen unverzüglich an den anderen Mitgliedstaat
weitergeleitet werden, um die Folgen des Unfalls für die
menschliche Gesundheit zu minimieren und das Ausmaß der
bereits eingetretenen oder voraussichtlich eintretenden
Umweltschäden zu bewerten und so weit wie möglich zu
begrenzen.

Artikel 17

Inspektionen durch die zuständige Behörde

(1) Vor Aufnahme der Ablagerung und danach in regel-
mäßigen, von den betroffenen Mitgliedstaaten festzulegenden
Abständen, auch während der Nachsorgephase, inspiziert die
zuständige Behörde alle unter Artikel 7 fallenden Abfall-
entsorgungseinrichtungen, um sicherzustellen, dass die Bedin-
gungen der Genehmigung erfüllt sind. Ein positiver Befund
enthebt den Betreiber in keiner Weise der Verantwortung, die
ihm aufgrund der Genehmigungsbedingungen zukommt.

(2) Die Mitgliedstaaten verlangen vom Betreiber, aktuelle
Aufzeichnungen über alle Tätigkeiten der Abfallbewirtschaf-
tung zu führen, für Inspektionen durch die zuständige
Behörde zur Verfügung zu halten und sicherzustellen, dass
bei einem Wechsel des Betreibers während der Betriebsphase
einschlägige aktuelle Informationen und Aufzeichnungen
hinsichtlich der Abfallentsorgungseinrichtung weitergegeben
werden.

Artikel 18

Berichtspflicht

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle drei
Jahre einen Bericht über die Durchführung dieser Richtlinie.
Der Bericht ist anhand eines Fragebogens bzw. einer Vorlage
zu erstellen, die von der Kommission nach dem in Artikel 23
Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt werden. Der Bericht
ist der Kommission innerhalb von neun Monaten nach Ablauf
des darin erfassten Dreijahreszeitraums vorzulegen.

Die Kommission veröffentlicht innerhalb von neun Monaten
nach Erhalt der einzelstaatlichen Berichte einen Bericht über
die Durchführung dieser Richtlinie.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jährlich
Angaben über Ereignisse, die von den Betreibern gemäß
Artikel 11 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 6 mitgeteilt
werden. Die Kommission macht diese Angaben den Mit-
gliedstaaten auf Anfrage zugänglich. Unbeschadet der gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften über den Zugang der
Öffentlichkeit zu umweltbezogenen Informationen stellen
die Mitgliedstaaten ihrerseits diese Informationen der betrof-
fenen Öffentlichkeit auf Anfrage zur Verfügung.

Artikel 19

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die aufgrund
dieser Richtlinie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften
Sanktionen fest und treffen die zu ihrer Anwendung
erforderlichen Maßnahmen. Die Sanktionen müssen wirksam,
angemessen und abschreckend sein.

Artikel 20

Bestandsaufnahme stillgelegter
Abfallentsorgungseinrichtungen

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass eine Bestandsaufnahme
stillgelegter Abfallentsorgungseinrichtungen (einschließlich
aufgegebener Abfallentsorgungseinrichtungen) in ihrem
Hoheitsgebiet, die schwerwiegende umweltschädliche Auswir-
kungen verursachen oder kurz- oder mittelfristig zu einer
ernsten Gefahr für die menschliche Gesundheit und die
Umwelt werden könnten, durchgeführt und regelmäßig
aktualisiert wird. Diese Bestandsaufnahme, die der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen ist, wird bis zum 1. Mai 2012
erstellt, wobei die in Artikel 21 genannten Verfahren— soweit
verfügbar — zu berücksichtigen sind.

Artikel 21

Informationsaustausch

(1) Die Kommission gewährleistet mit Unterstützung des in
Artikel 23 genannten Ausschusses, dass zwischen den
Mitgliedstaaten ein angemessener Austausch von technischen
und wissenschaftlichen Informationen zur Entwicklung von
Verfahren hinsichtlich des Folgenden stattfindet:

a) der Durchführung von Artikel 20;
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b) der Sanierung der in Artikel 20 genannten stillgelegten
Abfallentsorgungseinrichtungen, um die Anforderungen
nach Artikel 4 zu erfüllen. Diese Verfahren müssen die
Entwicklung optimaler Risikobewertungsverfahren und
Abhilfemaßnahmen unter Berücksichtigung der unter-
schiedlichen geologischen, hydrogeologischen und kli-
matischen Gegebenheiten in Europa ermöglichen.

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die zuständigen
Behörden über die Entwicklungen auf dem Gebiet der besten
verfügbaren Techniken informiert sind oder danach verfahren.

(3) Die Kommission organisiert zwischen den Mitgliedstaa-
ten und den einschlägigen Organisationen einen Informa-
tionsaustausch über die besten verfügbaren Techniken sowie
über die entsprechenden Überwachungsmaßnahmen und
Entwicklungen. Die Kommission veröffentlicht die Ergebnisse
des Informationsaustauschs.

Artikel 22

Umsetzung und Änderungen

(1) Bis 1. Mai 2008 verabschiedet die Kommission nach dem
in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren die Bestimmun-
gen für die nachstehenden Punkte unter vorrangiger Berück-
sichtigung der Buchstaben e, f und g:

a) Harmonisierung und regelmäßige Übermittlung der in
Artikel 7 Absatz 5 und Artikel 12 Absatz 6 genannten
Informationen;

b) Durchführung von Artikel 13 Absatz 6 einschließlich
technischer Anforderungen hinsichtlich der Definition
des Begriffs „leicht freisetzbares Zyanid“ und des
zugehörigen Messverfahrens;

c) technische Leitlinien für die finanzielle Sicherheitslei-
stung gemäß Artikel 14 Absatz 2;

d) technische Leitlinien für die Inspektionen gemäß Arti-
kel 17;

e) Ergänzung der in Anhang II enthaltenen technischen
Anforderungen für die Charakterisierung von Abfällen;

f) Auslegung der in Artikel 3 Nummer 3 enthaltenen
Begriffsbestimmung;

g) Festlegung der Kriterien für die Einstufung von Abfall-
entsorgungseinrichtungen gemäß Anhang III;

h) Festlegung harmonisierter Normen für Probenahme- und
Analyseverfahren, die für die technische Umsetzung
dieser Richtlinie notwendig sind.

(2) Alle späteren Änderungen zur Anpassung der Anhänge
an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt werden
von der Kommission nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen.

Diese Änderungen dienen der Erreichung eines hohen
Umweltschutzniveaus.

Artikel 23

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von dem gemäß Artikel 18 der
Richtlinie 75/442/EWG eingesetzten Ausschuss, im Folgenden
„Ausschuss“ genannt, unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter
Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 24

Übergangsbestimmung

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Abfallentsor-
gungseinrichtungen, für die am 1. Mai 2008 eine Genehmi-
gung erteilt wurde oder die zu diesem Zeitpunkt bereits in
Betrieb sind, bis zum 1. Mai 2012 die Bestimmungen dieser
Richtlinie erfüllen; hiervon ausgenommen sind Artikel 14
Absatz 1, dem bis 1. Mai 2014 nachzukommen ist, und
Artikel 13 Absatz 6, dem entsprechend den darin auf-
geführten zeitlichen Vorgaben nachzukommen ist.

(2) Absatz 1 gilt nicht für bis zum 1. Mai 2008 stillgelegte
Abfallentsorgungseinrichtungen.

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass ab dem 1. Mai
2006 ungeachtet der Stilllegung einer Abfallentsorgungsein-
richtung nach diesem Zeitpunkt, aber vor dem 1. Mai 2008,
mineralische Abfälle so bewirtschaftet werden, dass die
Beachtung von Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie
und der anderen anwendbaren gemeinschaftsrechtlichen
Umweltvorschriften wie der Richtlinie 2000/60/EG nicht
beeinträchtigt ist.

(4) Artikel 5 Artikel 6 Absätze 3, 4, 5, 7 und 8, Artikel 12
Absätze 1 und 2 und Artikel 14 Absätze 1 bis 3 gelten nicht
für Abfallentsorgungseinrichtungen, die

— die Annahme von Abfällen vor dem 1. Mai 2006
eingestellt haben,

— im Begriff sind, die Stilllegungsverfahren gemäß anwend-
barem Gemeinschafts- oder einzelstaatlichen Recht oder
von der zuständigen Behörde genehmigten Programmen
abzuschließen und

— bis 31. Dezember 2010 tatsächlich stillgelegt werden.

Die Mitgliedstaaten teilen derartige Fälle der Kommission bis
1. August 2008 mit und stellen sicher, dass die betreffenden
Einrichtungen so betrieben werden, dass das Erreichen der
Ziele dieser Richtlinie, insbesondere der Ziele des Artikels 4
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Absatz 1, und aller sonstigen Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft, einschließlich der Richtlinie 2000/60/EG, nicht beein-
trächtigt wird.

Artikel 25

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
vor dem 1. Mai 2008 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 26

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 27

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 15. März 2006.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

Im Namen des Rates
Der Präsident
H. WINKLER
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ANHANG I

Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle und Informationen, die der betroffenen Öffentlichkeit mitgeteilt
werden müssen

1. Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle

Die Strategie des Betreibers zur Vermeidung schwerer Unfälle und sein Sicherheitsmanagement sollten im Verhältnis
zu der von der Abfallentsorgungseinrichtung ausgehenden Gefährdung stehen. Bei den entsprechenden Vorkehrungen
sind folgende Faktoren zu berücksichtigen:

1. Die Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle sollte die übergeordneten Ziele und Handlungsgrundsätze des
Betreibers im Hinblick auf die Verringerung der Gefährdung durch schwere Unfälle beinhalten.

2. Das Sicherheitsmanagement sollte den Teil des allgemeinen Managements beinhalten, der sich auf den
organisatorischen Aufbau, die Zuständigkeiten, Vorgehensweisen, Verfahren, Prozesse und Ressourcen für die
Festlegung und Durchführung der Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle bezieht.

3. Das Sicherheitsmanagement sollte folgende Aspekte berücksichtigen:

a) Organisation und Personal — Aufgaben und Zuständigkeiten der Mitarbeiter, die auf allen Ebenen der
Organisation mit dem Management großer Risiken befasst sind; Ermittlung von Ausbildungs-/
Schulungsbedarf dieser Mitarbeiter und Angebot entsprechender Kurse; Einbeziehung von Angestellten
und gegebenenfalls Subunternehmen;

b) Ermittlung und Bewertung großer Risiken — Festlegung und Durchführung von Verfahren zur
systematischen Ermittlung großer Risiken, die in normalen und außergewöhnlichen Betriebssituationen
entstehen, sowie Abschätzung der Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens und ihrer Schwere;

c) Betriebskontrolle— Festlegung und Durchführung von Verfahren und Erteilung von Anweisungen für den
sicheren Betrieb, einschließlich Wartung der Einrichtung, Verfahren, Ausrüstung und kurzzeitiges
Abschalten;

d) Planung von Änderungen — Festlegung und Durchführung von Verfahren zur Planung von Änderungen
an den Einrichtungen oder der Gestaltung neuer Einrichtungen;

e) Notfallplanung — Festlegung und Durchführung von Verfahren zur Beschreibung vorhersehbarer Notfälle
durch systematische Analyse und zur Vorbereitung, Erprobung und Überprüfung von Notfallplänen für
derartige Notfälle;

f) Leistungsüberwachung — Festlegung und Durchführung von Verfahren zur kontinuierlichen Bewertung
der Einhaltung der Ziele, die in der Strategie des Betreibers zur Vermeidung schwerer Unfälle und im
Sicherheitsmanagement festgelegt sind, sowie von Mechanismen zur Prüfung und Einleitung von
Abhilfemaßnahmen bei Nichteinhaltung. Die Verfahren sollten sich auf das System des Betreibers zur
Meldung schwerer Unfälle und Beinaheunfälle erstrecken, insbesondere bei Versagen von Schutzvor-
kehrungen, sowie auf deren Untersuchung und auf Folgemaßnahmen, die aufgrund der aus den Unfällen
gezogenen Lehren ergriffen werden;

g) Prüfung und Überprüfung — Festlegung und Durchführung von Verfahren für eine regelmäßige,
systematische Bewertung der Strategie zur Vermeidung schwerer Unfälle und der Wirksamkeit und
Eignung des Sicherheitsmanagements; dokumentierte Überprüfung der Leistungsfähigkeit der Strategie
und des Sicherheitsmanagements sowie deren Aktualisierung durch höhere Führungskräfte.

2. Informationen, die der betroffenen Öffentlichkeit mitgeteilt werden müssen

1. Name des Betreibers und Anschrift der Abfallentsorgungseinrichtung;

2. Funktion der Person, die die Informationen erteilt;
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3. Bestätigung, dass die Abfallentsorgungseinrichtung den Rechts- und/oder Verwaltungsvorschriften zur
Umsetzung dieser Richtlinie unterliegt und dass gegebenenfalls Informationen über die in Artikel 6
Absatz 2 genannten Einzelheiten der zuständigen Behörde vorgelegt wurden;

4. eine verständlich formulierte Erklärung der Tätigkeit bzw. Tätigkeiten, die am Standort ausgeübt werden;

5. die gebräuchlichen Namen oder Gattungsbezeichnungen oder die allgemeine Gefahrenklasse von Stoffen
und Zubereitungen, die in der Abfallentsorgungseinrichtung vorkommen, sowie von Abfällen, die einen
schweren Unfall verursachen könnten, wobei jeweils die wichtigsten gefährlichen Eigenschaften anzugeben
sind;

6. allgemeine Informationen über die Art der Gefahr schwerer Unfälle, einschließlich der möglichen
Auswirkungen auf die Bevölkerung in der Umgebung und auf die nähere Umwelt;

7. geeignete Informationen darüber, wie die betroffene Bevölkerung im Falle eines schweren Unfalls gewarnt
und laufend informiert wird;

8. geeignete Informationen über die Maßnahmen, die die betroffene Bevölkerung ergreifen sollte, und über
Verhaltensregeln im Falle eines schweren Unfalls;

9. Bestätigung, dass der Betreiber verpflichtet ist, hinsichtlich des Vorgehens bei schweren Unfällen und der
Verringerung ihrer Folgen geeignete Vorkehrungen am Standort zu treffen, insbesondere auch Kontakt mit
den Rettungsdiensten aufzunehmen;

10. Verweis auf den externen Notfallplan, der dazu dient, Maßnahmen gegen Auswirkungen zu ergreifen, die
ein Unfall außerhalb des Standorts haben kann. Hierzu gehört auch der Hinweis, bei einem Unfall den
Anweisungen und Aufforderungen der Rettungsdienste Folge zu leisten;

11. vorbehaltlich der in innerstaatlichen Rechtsvorschriften enthaltenen Anforderungen an die Vertraulichkeit,
Angaben darüber, wo weitere sachdienliche Informationen eingeholt werden können.
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ANHANG II

Charakterisierung von Abfällen

Abfälle, die dafür bestimmt sind, in einer Einrichtung abgelagert zu werden, müssen so charakterisiert sein, dass die
langfristige physikalische und chemische Stabilität der Struktur der Einrichtung gewährleistet werden kann und
schwere Unfälle verhindert werden können. Die Charakterisierung von Abfällen umfasst gegebenenfalls je nach
Kategorie der Abfallentsorgungseinrichtung folgende Aspekte:

1. Beschreibung der erwarteten physikalischen und chemischen Eigenschaften der kurz- und langfristig
abzulagernden Abfälle unter besonderer Berücksichtigung ihrer Stabilität unter den an der Oberfläche
herrschenden atmosphärischen/meteorologischen Bedingungen unter Berücksichtigung der Art des abgebauten
Minerals bzw. der abgebauten Minerale und der Art des Deckgebirges und der Gangminerale, die beim
Abbaubetrieb verräumt werden;

2. Einstufung der Abfälle gemäß dem entsprechenden Eintrag in der Entscheidung 2000/532/EG (1) unter
besonderer Berücksichtigung ihrer gefährlichen Eigenschaften;

3. Beschreibung der chemischen Stoffe, die bei der Aufbereitung des mineralischen Rohstoffs eingesetzt werden
sollen, sowie ihrer Stabilität;

4. Beschreibung des Verfahrens der Ablagerung;

5. das Abfallbeförderungssystem.

ANHANG III

Kriterien für die Einstufung von Abfallentsorgungseinrichtungen

Abfallentsorgungseinrichtungen werden in Kategorie A eingestuft, wenn

— die Risikoabschätzung, bei der Faktoren wie derzeitige oder künftige Größe, Standort und Umweltauswirkungen
der Abfallentsorgungseinrichtung berücksichtigt wurden, ergibt, dass ein Versagen oder der nicht
ordnungsgemäße Betrieb, wie z. B. das Abrutschen einer Halde oder ein Dammbruch, zu einem schweren
Unfall führen könnte, oder

— die Anlage Abfälle enthält, die gemäß der Richtlinie 91/689/EWG ab einem bestimmten Schwellenwert als
gefährlich eingestuft werden, oder

— die Anlage Stoffe oder Zubereitungen enthält, die gemäß den Richtlinien 67/548/EWG bzw. 1999/45/EG ab
einem bestimmten Schwellenwert als gefährlich eingestuft werden.
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(1) Entscheidung 2000/532/EG der Kommission vom 3. Mai 2000 zur Ersetzung der Entscheidung 94/3/EG über ein
Abfallverzeichnis gemäß Artikel 1 Buchstabe a der Richtlinie 75/442/EWG des Rates über Abfälle und der Entscheidung 94/
904/EG des Rates über ein Verzeichnis gefährlicher Abfälle im Sinne von Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 91/689/EWG des
Rates über gefährliche Abfälle (ABl. L 226 vom 6.9.2000, S. 3). Zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/573/EG des
Rates (ABl. L 203 vom 28.7.2001, S. 18).



ERKLÄRUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS, DES RATES UND DER KOMMISSION

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission begrüßen die Gemeinsame Erklärung Bulgariens
und Rumäniens über die Umsetzung der zu erlassenden Richtlinie über die Bewirtschaftung von Abfällen
aus der mineralgewinnenden Industrie.
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RICHTLINIE 2006/22/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 15. März 2006

über Mindestbedingungen für die Durchführung der

Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des

Rates über Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 88/599/EWG des Rates

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 71 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (1),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2), im
Hinblick auf den vom Vermittlungsausschuss am 8. Dezember
2005 gebilligten Gemeinsamen Entwurf,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 über die Harmonisierung bestimm-
ter Sozialvorschriften im Straßenverkehr (3) und (EWG)
Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember 1985 über das
Kontrollgerät im Straßenverkehr (4) sowie die Richtlinie
2002/15/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 11. März 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von
Personen, die Fahrtätigkeiten im Bereich des Straßen-
transports ausüben (5), sind für die Schaffung eines
gemeinsamen Marktes für Landverkehrsleistungen, für
die Straßenverkehrssicherheit und für die Arbeitsbedin-
gungen von Bedeutung.

(2) In dem Weißbuch „Die Europäische Verkehrspolitik bis
2010: Weichenstellungen für die Zukunft“ hat die
Kommission festgestellt, dass es notwendig ist, die
Kontrollen und Sanktionen vor allem im Bereich der

Sozialvorschriften für Tätigkeiten im Straßenverkehr zu
verschärfen und insbesondere die Anzahl der Kontrollen
zu erhöhen, den systematischen Informationsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern, Kontrolltätig-
keiten zu koordinieren und die Ausbildung der Kontroll-
beamten zu fördern.

(3) Deshalb muss die ordnungsgemäße Anwendung und die
harmonisierte Auslegung der Sozialvorschriften im
Straßenverkehr durch die Festlegung von Mindestan-
forderungen für die einheitliche und wirksame Kontrolle
der Einhaltung der einschlägigen Bestimmungen durch
die Mitgliedstaaten sichergestellt werden. Diese Kon-
trollen sollten zur Verringerung und Vermeidung von
Verstößen führen. Darüber hinaus sollte ein System
eingeführt werden, wonach Unternehmen mit hoher
Risikoeinstufung strenger und häufiger kontrolliert
werden.

(4) Die durch Übermüdung der Fahrer entstehenden Risiken
sollten ebenfalls durch die Durchsetzung der Bestim-
mungen der Richtlinie 2002/15/EG angegangen werden.

(5) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen sollten
nicht nur zu einer Erhöhung der Straßenverkehrssicher-
heit führen, sondern auch zu einer Harmonisierung der
Arbeitsbedingungen in der Gemeinschaft beitragen und
die Wettbewerbsgleichheit fördern.

(6) Aufgrund der Ersetzung analoger Fahrtenschreiber durch
digitale Geräte können in zunehmendem Maße größere
Datenmengen rascher und genauer geprüft werden,
weshalb die Mitgliedstaaten zunehmend in der Lage sein
werden, mehr Kontrollen durchzuführen. Im Rahmen der
Kontrollen sollte der Anteil der kontrollierten Arbeitstage
von Fahrern in Fahrzeugen, die unter die Sozialvor-
schriften fallen, stufenweise auf 4 % erhöht werden.

(7) Bei den Kontrollsystemen muss es Ziel sein, nationale
Lösungen hin zur europäischen Interoperabilität und
Praktikabilität zu entwickeln.

(8) Alle Kontrollteams sollten über ausreichende Standar-
dausrüstungen und angemessene gesetzliche Befugnisse
verfügen, damit sie ihre Aufgaben wirksam und effizient
erfüllen können.
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(9) Unbeschadet der ordnungsgemäßen Durchführung der in
dieser Richtlinie vorgeschriebenen Aufgaben sollten die
Mitgliedstaaten bestrebt sein, dass Straßenkontrollen
effizient und schnell durchgeführt werden, damit die
Kontrollen in kürzestmöglicher Zeit und mit gerings-
tmöglichem Zeitverlust für den Fahrer abgeschlossen
werden.

(10) In jedem Mitgliedstaat sollte eine einzige Stelle für die
innergemeinschaftliche Verbindung mit anderen zustän-
digen Behörden bestehen. Diese Stelle sollte auch
einschlägige Statistiken erstellen. Die Mitgliedstaaten
sollten zudem eine schlüssige nationale Durchsetzungs-
strategie in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet anwenden,
wobei sie eine einzige Stelle mit der Koordinierung der
Umsetzung dieser Strategie betrauen sollten.

(11) Die Zusammenarbeit zwischen den Vollzugsbehörden
der Mitgliedstaaten sollte durch abgestimmte Kontrollen,
gemeinsame Ausbildungsprojekte, elektronischen Infor-
mationsaustausch sowie Austausch von Erkenntnissen
und Erfahrungen weiter gefördert werden.

(12) Bewährte Verfahren für die Kontrollen im Straßenverkehr
sollten durch ein Forum für die Vollzugsbehörden der
Mitgliedstaaten begünstigt und gefördert werden, um
insbesondere ein einheitliches Konzept in Bezug auf
Belege für Urlaubs- oder Krankheitstage von Fahrern zu
gewährleisten.

(13) Die zur Durchführung dieser Richtlinie notwendigen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission
übertragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen wer-
den.

(14) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung
eindeutiger gemeinsamer Regeln mit Mindestbedingun-
gen für die Kontrolle der ordnungsgemäßen und ein-
heitlichen Anwendung der Verordnungen (EWG)
Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 sowie der
Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. März 2006 zur
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Stra-
ßenverkehr und zur Änderung der Verordnungen (EWG)
Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 (2) des
Rates auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
erreicht werden kann und daher wegen der Notwendig-
keit koordinierter grenzüberschreitender Maßnahmen
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann
die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig wer-
den. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten
Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß
hinaus.

(15) Die Richtlinie 88/599/EWG des Rates (3) über ein-
heitliche Verfahren zur Anwendung der
Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG)
Nr. 3821/85 sollte daher aufgehoben werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden Mindestbedingungen für die
Anwendung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und
(EWG) Nr. 3821/85 festgelegt.

Artikel 2

Kontrollsysteme

(1) Die Mitgliedstaaten errichten ein System angemessener
und regelmäßiger Kontrollen der ordnungsgemäßen und
einheitlichen Anwendung gemäß Artikel 1 sowohl auf der
Straße als auch auf dem Betriebsgelände von Verkehrsunter-
nehmen jeder Beförderungsart.

Diese Kontrollen erfassen alljährlich einen bedeutenden,
repräsentativen Querschnitt des Fahrpersonals, der Fahrer,
der Unternehmen und der Fahrzeuge jeder Beförderungsart im
Rahmen des Geltungsbereichs der Verordnungen (EWG)
Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass in ihrem jeweiligen
Hoheitsgebiet eine kohärente nationale Kontrollstrategie
angewandt wird. Zu diesem Zweck können die Mitgliedstaaten
eine Koordinierungsstelle für die Maßnahmen gemäß den
Artikeln 4 und 6 benennen; die Kommission und die anderen
Mitgliedstaaten werden in diesem Fall entsprechend unter-
richtet.

(2) Sofern dies nicht bereits der Fall ist, erteilen die
Mitgliedstaaten den zuständigen Beamten, die mit der Kon-
trolle befasst sind, bis zum 1. Mai 2007 angemessene
gesetzliche Befugnisse, damit sie die ihnen übertragenen
Inspektionsaufgaben gemäß dieser Richtlinie ordnungsgemäß
wahrnehmen können.

(3) Jeder Mitgliedstaat führt die Kontrollen so durch, dass ab
dem 1. Mai 2006 1 % der Tage überprüft werden, an denen
Fahrer von in den Geltungsbereich der Verordnungen (EWG)
Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 fallenden Fahrzeugen
arbeiten. Dieser Prozentsatz wird ab dem 1. Januar 2008 auf
mindestens 2 % und ab dem 1. Januar 2010 auf mindestens
3 % erhöht.
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Ab dem 1. Januar 2012 kann dieser Mindestprozentsatz von
der Kommission nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten
Verfahren auf 4 % angehoben werden, sofern die nach
Artikel 3 erhobenen statistischen Daten zeigen, dass im
Durchschnitt mehr als 90 % aller kontrollierten Fahrzeuge mit
einem digitalen Fahrtenschreiber ausgerüstet sind. Bei ihrer
Entscheidung berücksichtigt die Kommission auch die Effi-
zienz bestehender Kontrollmaßnahmen, insbesondere die
Verfügbarkeit von Daten von digitalen Fahrtenschreibern auf
dem Betriebsgelände der Unternehmen.

Mindestens 15 % aller überprüften Arbeitstage werden bei
Straßenkontrollen und mindestens 30 % der überprüften
Arbeitstage bei Kontrollen auf dem Betriebsgelände von
Unternehmen geprüft. Ab dem 1. Januar 2008 werden
mindestens 30 % aller überprüften Arbeitstage bei Straßen-
kontrollen und mindestens 50 % der überprüften Arbeitstage
bei Kontrollen auf dem Betriebsgelände von Unternehmen
geprüft.

(4) Die Angaben, die der Kommission nach Artikel 16
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 übermittelt
werden, müssen die Zahl der bei Straßenkontrollen über-
prüften Fahrer, die Zahl der auf dem Betriebsgelände von
Unternehmen durchgeführten Kontrollen, die Zahl der über-
prüften Arbeitstage und die Zahl sowie die Art der gemeldeten
Verstöße mit dem Vermerk, ob es sich um Personenbeförde-
rung oder Gütertransport handelte, enthalten.

Artikel 3

Statistik

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die bei den Kontrollen
nach Artikel 2 Absätze 1 und 3 erhobenen statistischen Daten
nach folgenden Kategorien aufgeschlüsselt werden:

i) Bei Straßenkontrollen:

A. Art der Straße wie Autobahn, Bundes-/National-
straße oder Nebenstraße und — um Diskriminie-
rung vorzubeugen— Land, in dem das kontrollierte
Fahrzeug zugelassen ist;

B. Art des Fahrtenschreibers: analog oder digital;

ii) Bei Kontrollen auf dem Betriebsgelände:

i) Art der Beförderungen wie grenzüberschreitender
oder Binnenverkehr, Personen- oder Güterverkehr,
Werksverkehr oder gewerblicher Verkehr;

C. Flottengröße des Unternehmens;

D. Art des Fahrtenschreibers: analog oder digital.

Diese statistischen Daten werden alle zwei Jahre der Kommis-
sion vorgelegt und in einem Bericht veröffentlicht.

Die erhobenen Daten des letzten Jahres werden von den
zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten aufbewahrt.

Die für den Fahrer verantwortlichen Unternehmen bewahren
die ihnen von den Vollzugsbehörden überlassenen Nieder-
schriften, Ergebnisprotokolle und andere relevante Daten über
bei ihnen auf dem Gelände vorgenommene bzw. bei ihren
Fahrern auf der Straße vorgenommene Kontrollen ein Jahr
lang auf.

Eine etwaige erforderliche weitere Präzisierung der Definitio-
nen für die in den Buchstaben a und b genannten Kategorien
wird von der Kommission nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren festgelegt.

Artikel 4

Straßenkontrollen

(1) Straßenkontrollen werden an verschiedenen Orten zu
beliebigen Zeiten in einem Teil des Straßennetzes durch-
geführt, der so groß ist, dass eine Umgehung der Kontroll-
posten schwierig ist.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass

a) auf oder in der Nähe von bestehenden und geplanten
Straßen Kontrollposten in ausreichender Zahl vorgesehen
werden, und dass — soweit erforderlich — insbesondere
Tankstellen und andere sichere Plätze auf Autobahnen
sowie Autohöfe als Kontrollposten dienen können;

ii) Kontrollen nach einem System der Zufallsrotation mit
einem angemessenen geografischen Gleichgewicht durch-
geführt werden.

(3) Gegenstand der Straßenkontrollen sind die in Anhang I
Teil A genannten Punkte. Die Kontrollen können sich
erforderlichenfalls auf einen spezifischen Punkt konzentrieren.

(4) Die Straßenkontrollen sind unbeschadet des Artikels 9
Absatz 2 ohne Diskriminierung durchzuführen. Insbesondere
dürfen die Kontrollbeamten nicht nach einem der folgenden
Gesichtspunkte diskriminieren:

b) Land der Zulassung des Fahrzeugs;

iii) Land des Wohnsitzes des Fahrers;

iv) Land der Niederlassung des Unternehmens;

v) Ursprung und Bestimmung der Beförderung;

vi) Art des Fahrtenschreibers: analog oder digital.
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(5) Dem Kontrollbeamten ist Folgendes zur Verfügung zu
stellen:

c) eine Liste der wichtigsten zu überprüfenden Punkte
gemäß Anhang I Teil A;

vii) eine Standardkontrollausrüstung gemäß Anhang II.

(6) Legt in einem Mitgliedstaat das Ergebnis einer Straßen-
kontrolle, der der Fahrer eines in einem anderen Mitgliedstaat
zugelassenen Fahrzeugs unterzogen wird, den Verdacht auf
Verstöße nahe, die während der Kontrolle nicht nachgewiesen
werden können, weil die erforderlichen Daten fehlen, so
leisten sich die zuständigen Behörden der betreffenden
Mitgliedstaaten bei der Klärung gegenseitig Amtshilfe.

Artikel 5

Abgestimmte Kontrollen

Die Mitgliedstaaten führen mindestens sechs Mal jährlich
miteinander abgestimmte Straßenkontrollen bei in den
Geltungsbereich der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und
(EWG) Nr. 3821/85 fallenden Fahrern und Fahrzeugen durch.
Diese Kontrollen werden von den Vollzugsbehörden von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten in ihren jeweiligen Hoheitsgebieten
gleichzeitig durchgeführt.

Artikel 6

Kontrollen auf dem Betriebsgelände von Unternehmen

(1) Bei der Planung von Kontrollen auf dem Betriebsgelände
werden die bisherigen Erfahrungen mit den verschiedenen
Beförderungsarten und Unternehmenstypen berücksichtigt.
Sie werden auch durchgeführt, wenn bei Straßenkontrollen
schwere Verstöße gegen die Verordnungen (EWG) Nr. 3820/
85 oder (EWG) Nr. 3821/85 festgestellt wurden.

(2) Bei Kontrollen auf dem Betriebsgelände werden die in
Anhang I Teil A und Teil B genannten Punkte überprüft.

(3) Dem Kontrollbeamten ist Folgendes zur Verfügung zu
stellen:

d) eine Liste der wichtigsten zu überprüfenden Punkte
gemäß Anhang I Teile A und B;

viii) eine Standardkontrollausrüstung gemäß Anhang II.

(4) Im Zuge seiner Kontrollen trägt der Kontrollbeamte in
einem Mitgliedstaat allen Informationen Rechnung, die von
der gemäß Artikel 7 Absatz 1 benannten Verbindungsstelle
eines anderen Mitgliedstaates zur Geschäftstätigkeit des
betreffenden Unternehmens in diesem anderen Mitgliedstaat
übermittelt wurden.

(5) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 4 sind Kontrollen, die
bei den zuständigen Behörden anhand der von den

Unternehmen auf Verlangen dieser Behörden vorgelegten
einschlägigen Unterlagen oder Daten durchgeführt werden,
den Kontrollen auf dem Betriebsgelände von Unternehmen
gleichgestellt.

Artikel 7

Innergemeinschaftliche Verbindung

(1) Die Mitgliedstaaten benennen eine Stelle, die folgende
Aufgaben wahrnimmt:

a) die Koordinierung mit den entsprechenden Stellen in den
anderen Mitgliedstaaten von Maßnahmen nach Artikel 5;

b) alle zwei Jahre die Übermittlung statistischer Erhebungen
an die Kommission gemäß Artikel 16 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 3820/85;

c) die Hauptverantwortung für die Unterstützung der
zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten im Sinne
des Artikels 4 Absatz 6.

Die Stelle ist in dem in Artikel 12 Absatz 1 genannten
Ausschuss vertreten.

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über
die Benennung dieser Stelle und die Kommission unterrichtet
die anderen Mitgliedstaaten entsprechend.

(3) Der Austausch von Daten, Erfahrungen und Erkenntnis-
sen zwischen den Mitgliedstaaten wird in erster Linie, aber
nicht ausschließlich, durch den in Artikel 12 Absatz 1
genannten Ausschuss und gegebenenfalls durch eine entspre-
chende, von der Kommission nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren benannte Stelle gefördert.

Artikel 8

Informationsaustausch

(1) Die gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 3820/85 oder Artikel 19 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 3821/85 gegenseitig zu übermittelnden Informationen
werden zwischen den benannten Stellen, die der Kommission
gemäß Artikel 7 Absatz 2 bekannt gegeben wurden, wie folgt
ausgetauscht:

e) mindestens einmal alle sechs Monate nach Inkrafttreten
dieser Richtlinie;

ix) in Einzelfällen auf ausdrückliches Ersuchen eines Mit-
gliedstaats.

(2) Die Mitgliedstaaten streben die Einrichtung von
Systemen für den elektronischen Informationsaustausch an.
Die Kommission legt nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren eine gemeinsame Verfahrensweise für
den effizienten Informationsaustausch fest.
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Artikel 9

Risikoeinstufungssystem

(1) Die Mitgliedstaaten errichten ein System für die Risiko-
einstufung von Unternehmen nach Maßgabe der relativen
Anzahl und Schwere der von den einzelnen Unternehmen
begangenen Verstöße gegen die Verordnungen (EWG)
Nr. 3820/85 oder (EWG) Nr. 3821/85. Die Kommission
unterstützt den Dialog zwischen den Mitgliedstaaten, um die
Kohärenz zwischen diesen Risikoeinstufungssystemen zu
erhöhen.

(2) Unternehmen mit einer hohen Risikoeinstufung werden
strenger und häufiger geprüft. Die Kriterien und Durch-
führungsvorschriften für ein solches System werden in dem in
Artikel 12 genannten Ausschuss mit dem Ziel beraten, ein
System für den Austausch von Informationen über bewährte
Verfahren einzurichten.

(3) Eine erste Liste von Verstößen gegen die Verordnungen
(EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 ist in Anhang III
enthalten.

Die Kommission kann gegebenenfalls nach dem in Artikel 12
Absatz 2 genannten Verfahren im Hinblick auf die Erstellung
von Leitlinien zur Gewichtung von Verstößen gegen die
Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85
Initiativen ergreifen, um Leitlinien über ein gemeinsames
Spektrum von Verstößen aufzustellen, welche gemäß ihrer
Schwere in Kategorien aufgeteilt sind.

In die Kategorie der schwerwiegendsten Verstöße sollten
diejenigen aufgenommen werden, bei denen die Nichtein-
haltung der einschlägigen Bestimmungen der Verordnungen
(EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 das hohe Risiko
in sich birgt, dass es zu Todesfällen oder schweren Körper-
verletzungen kommt.

Artikel 10

Berichterstattung

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem
Rat bis zum 1. Mai 2009 einen Bericht vor, worin die in den
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für gravierende Ver-
stöße vorgesehenen Sanktionen analysiert werden.

Artikel 11

Bewährte Verfahren

(1) Die Kommission erstellt nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren Leitlinien für bewährte Verfahren bei der
Durchführung.

Diese Leitlinien werden in einem Zweijahresbericht der
Kommission veröffentlicht.

(2) Die Mitgliedstaaten richten gemeinsame Ausbildung-
sprogramme über bewährte Verfahren ein, die mindestens
einmal jährlich durchzuführen sind, und erleichtern den
mindestens einmal jährlich vorzunehmenden Austausch von
Personal zwischen den jeweiligen Stellen für die innergemein-
schaftliche Verbindung.

(3) Die Kommission erstellt nach dem in Artikel 12 Absatz 2
genannten Verfahren ein elektronisches und druckfähiges
Formblatt, das verwendet wird, wenn sich der Fahrer inner-
halb des in Artikel 15 Absatz 7 Unterabsatz 1 erster
Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genann-
ten Zeitraums im Krankheits- oder Erholungsurlaub befunden
hat oder wenn der Fahrer innerhalb dieses Zeitraums ein
anderes aus dem Anwendungsbereich der Verordnung (EWG)
Nr. 3820/85 ausgenommenes Fahrzeug gelenkt hat.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Kontroll-
beamten für die Durchführung ihrer Aufgaben ordnungsge-
mäß geschult sind.

Artikel 12

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 18
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 eingesetzten
Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter
Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 13

Durchführungsmaßnahmen

Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus erlässt die
Kommission nach dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten
Verfahren Durchführungsmaßnahmen, mit denen insbeson-
dere folgende Ziele verfolgt werden:

f) Förderung eines gemeinsamen Ansatzes zur Durch-
führung dieser Richtlinie;

x) Förderung eines kohärenten Ansatzes und einer harmo-
nisierten Auslegung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85
zwischen den verschiedenen Vollzugsbehörden;

xi) Förderung des Dialogs zwischen dem Transportsektor
und den Vollzugsbehörden.
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Artikel 14

Verhandlungen mit Drittländern

Nach Inkrafttreten dieser Richtlinie nimmt die Gemeinschaft
Verhandlungen mit den betreffenden Drittländern zur Anwen-
dung einer dieser Richtlinie inhaltlich gleichwertigen Regelung
auf.

Bis zum Abschluss der Verhandlungen nehmen die Mit-
gliedstaaten in ihre Erhebungen, die der Kommission gemäß
Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 zu
übermitteln sind, Angaben über Kontrollen an Fahrzeugen aus
Drittstaaten auf.

Artikel 15

Aktualisierung der Anhänge

Die zur Anpassung der Anhänge an die Fortentwicklung
bewährter Verfahren notwendigen Änderungen werden nach
dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 16

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie bis zum 1. April 2007 nachzukommen. Sie
übermitteln der Kommission unverzüglich den Wortlaut
dieser Vorschriften sowie eine Tabelle der Entsprechungen

zwischen diesen Vorschriften und den Bestimmungen dieser
Richtlinie.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 17

Aufhebung

(1) Die Richtlinie 88/599/EWG wird aufgehoben.

(2) Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als
Verweisungen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 18

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 19

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 15. März 2006.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Der Präsident

J. BORRELL FONTELLES

Im Namen des Rates
Der Präsident
H. WINKLER
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ANHANG I

TEIL A

STRASSENKONTROLLEN

Bei Straßenkontrollen werden im Allgemeinen folgende Punkte überprüft:

1. tägliche und wöchentliche Lenkzeiten, Ruhepausen sowie tägliche und wöchentliche Ruhezeiten; daneben die
Schaublätter der vorhergehenden Tage, die gemäß Artikel 15 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 im
Fahrzeug mitzuführen sind, und/oder die für den gleichen Zeitraum auf der Fahrerkarte und/oder im Speicher
des Kontrollgeräts gemäß Anhang II der vorliegenden Richtlinie aufgezeichneten Daten und/oder Ausdrucke;

2. während des in Artikel 15 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 genannten Zeitraums jede
Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs, d. h. jeder Zeitraum von mehr als einer
Minute, während dessen die Geschwindigkeit des Fahrzeugs bei Fahrzeugen der Klasse N3 90 km/h bzw. bei
Fahrzeugen der Klasse M3 105 km/h überschritten hat (wobei die Fahrzeugklassen N3 und M3 der Definition des
Anhangs II Teil A der Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugan-
hänger (1) entsprechen);

3. erforderlichenfalls die nach den Aufzeichnungen des Kontrollgeräts in den letzten höchstens 24 Stunden der
Fahrzeugnutzung zeitweilig vom Fahrzeug erreichten Geschwindigkeiten;

4. das einwandfreie Funktionieren des Kontrollgeräts (Feststellung eines möglichen Missbrauchs des Geräts und/
oder der Fahrerkarte und/oder der Schaublätter) oder gegebenenfalls Vorlage der in Artikel 14 Absatz 5 der
Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 genannten Dokumente.

TEIL B

KONTROLLEN AUF DEM BETRIEBSGELÄNDE VON UNTERNEHMEN

Bei den Kontrollen auf dem Betriebsgelände von Unternehmen wird zusätzlich zu den in Teil A genannten Punkten
Folgendes überprüft:

1. wöchentliche Ruhezeiten und Lenkzeiten zwischen diesen Ruhezeiten;

2. die Einhaltung der vierzehntägigen Begrenzung der Lenkzeiten;

3. Schaublätter, Daten im Fahrzeuggerät und auf der Fahrerkarte sowie Ausdrucke.

Die Mitgliedstaaten können bei Feststellung eines Verstoßes gegebenenfalls überprüfen, ob eine Mitverantwortung
anderer Beteiligter der Beförderungskette, wie etwa Verlader, Spediteure oder Unterauftragnehmer, vorliegt; dabei ist
auch zu prüfen, ob die für das Erbringen von Verkehrsdienstleistungen geschlossenen Verträge die Einhaltung der
Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 ermöglichen.
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ANHANG II

Standardausrüstung der Kontrollteams

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Kontrollteams, die die in Anhang I genannten Aufgaben wahrnehmen, über
folgende Standardausrüstung verfügen:

1. Ausrüstung, die es ermöglicht, Daten vom Fahrzeuggerät und der Fahrerkarte des digitalen Fahrtenschreibers
herunterzuladen, zu lesen und zu analysieren und/oder zur Analyse an eine zentrale Datenbank zu übertragen;

2. Ausrüstung zur Überprüfung der Fahrtenschreiberblätter.
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ANHANG III

Verstöße

Gemäß Artikel 9 Absatz 3 ist für die Zwecke dieser Richtlinie die folgende nicht abschließende Liste als Leitfaden
dafür zu verstehen, was als Verstoß anzusehen ist:

1. Überschreitung der maximalen Tages-, Wochen- oder 14-Tages-Lenkzeit;

2. Unterschreitung der täglichen oder wöchentlichen Mindestruhezeiten;

3. Unterschreitung der Mindestfahrtunterbrechung;

4. Nichteinhaltung der Anforderungen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 beim Einbau eines
Fahrtenschreibers.
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ERKLÄRUNGEN

Die Kommission erklärt, dass nach ihrer Auffassung nachstehende Zuwiderhandlungen als schwere
Verstöße gegen die Verordnung zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr zu
werten sind:

1. Überschreitung der täglichen, 6-tägigen oder 14-tägigen Höchstlenkzeiten um mindestens 20 %;

2. Unterschreitung der täglichen oder wöchentlichen Mindestruhezeiten um mindestens 20 %;

3. Unterschreitung der Mindestunterbrechung um mindestens 33 % und

4. ein nicht gemäß den Anforderungen der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates eingebautes
Kontrollgerät.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten tun ihr Möglichstes, um sicherzustellen, dass die Bestimmungen
des AETR innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Richtlinie an die Bestimmungen dieser
Richtlinie angepasst werden. Für den Fall, dass eine Anpassung innerhalb dieses Zeitraums nicht erreicht
wird, schlägt die Kommission angemessene Maßnahmen vor, um dieser Situation Rechnung zu tragen.
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